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Liebe Leserin, lieber Leser,

die Bauern fahren mit ihren Traktoren in die Städte, um ihren Unmut über die Maßnahmen der Regierung zur Min-
derung der Stickstoffdüngung und Einschränkung des Glyphosat-Einsatzes zu äußern. Dabei will die Regierung 
nur die EU-Vorschriften umsetzen, denn es drohen Strafzahlungen von 857 000 € – pro Tag. Müssen die Bauern 
Stickstoff zur Ertragssteigerung und Glyphosat zur kostenarmen Wildkrautbekämpfung aufgeben, dann werden 
die Erträge um 20 bis 40 Prozent sinken. Da können sie auch gleich zur Biolandwirtschaft ohne Stickstoffdünger 
und Pestizide übergehen, weil bei dieser Wirtschaftsweise die Erträge auch um etwa 20 Prozent sinken wer-
den. – Die Bauern sitzen in der Zwickmühle.

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU) wollte deshalb am 25. März 2020 das „Dialogforum 
Stadt.Land.Du“, dessen Auftakt im Januar auf der Internationalen Grünen Woche in Berlin stattfand, in Marien-
münster (Nordrhein-Westfalen) mit einer großen Veranstaltung fortführen und die Bauern beruhigen. Aufgrund 
des Auftretens des Coronavirus, der zwischenzeitlich zum sogenannten „Lockdown“ führte, wurde die Veranstal-
tung allerdings vorerst verschoben. Die Vertreter der biologischen und konventionell-industriellen Landwirtschaft 
sollen dort aufeinandertreffen. Das BMEL will wohl nur Schiedsrichter sein, denn Klöckner sagte, es wäre klar, 
„dass keine der Seiten Maximalforderungen durchbringen wird“.

Bauernverband und BMEL (Bundesministerium fur Ernährung und Landwirtschaft) setzen sich für den industri-
ellen Landbau ein. Deutschland hat nur 5 Prozent Biolandbau, weil diese Wirtschaftsweise ungenügend gefördert 
und von der Regierung nicht gewollt ist. Nur eine industriemäßige Landwirtschaft hält dem Preisdruck aus Über-
see stand, wenn Freihandel vereinbart wurde. In Osterreich ist man dagegen schon bei 20 Prozent Biolandbau. 
Nur diese Bewirtschaftung des Bodens ist nachhaltig.

In diesem Heft wird ein Querschnitt zu den aktuellen Problemen der industriellen Landwirtschaft gegeben. Es 
gibt sehr viele ungelöste Probleme, die nur durch einen Paradigmenwechsel hin zur biologischen Landwirtschaft 
gelöst werden können: eine Information für Nicht-Landwirte.

Die Redaktion

zum Titelbild: Von Gransee in Richtung Rheinsberg werden Jahr für Jahr immer mehr Spargelfelder angelegt. Ein typisches Beispiel für 

Landwirtschaft, wie sie nicht sein sollte. Die Beete sind mit Folien abgedeckt, damit der Spargel früher wächst – und sie bleibt dann natür-

lich auch die Saison über drauf. Da freut man sich über das naturnahe Biotop! Etliche Bauern beheizen sogar die Erde: Damit schafft man 

es dann, die Energiebilanz von importiertem Spargel zu toppen. – Was tut man nicht alles für den Profit! Und dazu passen dann auch die 

Billigarbeiter aus dem Osten … (Die Corona-Krise zeigt es: Systemrelevant scheinen nur Autokonzerne, Profifußball und – Spargel zu sein.).
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Am 21. Februar 2020 lief folgende Meldung über die 
Presseticker: „EU-Haushaltsgipfel geplatzt“. Wie 
schon im November 2019 konnten sich der Rat der EU 
und die Regierungschefs der nun 27 Länder der EU 
nicht einmal auf einen gemeinsamen Finanzrahmen 
einigen. Auch das EU-Parlament hat eigene Finanzvor-
stellungen.

Größter Streitpunkt ist nach wie vor das Volumen 
des siebenjährigen Finanzrahmens. Die EU-Kommis-
sion schlug 2018 vor, dass die Union gut 1,11 Prozent 
der Wirtschaftsleistung ihrer Mitglieder ausgeben darf. 
Das Europaparlament, das am Ende zustimmen muss, 
verlangt sogar 1,3  Prozent, was allerdings als völlig 
utopisch gilt und nicht ernst genommen wird. Der 
aktuelle Finanzrahmen, der 2020 ausläuft, gibt ein Pro-
zent als Obergrenze vor. Weiterer großer Streitpunkt 
ist die Aufteilung des Finanzvolumens in die einzelnen 
Haushalte. Der Haushalt für die Landwirtschaft nahm 
über die Jahrzehnte immer weiter ab. Im letzten Vor-
schlag waren es etwa 35 Prozent der Mittel, die direkt 
für die Landwirtschaft budgetiert wurden. Kohäsions-
förderung, also Mittel, die das Zusammenwachsen der 
EU-Länder befördern sollen, wurden sogar auf 34 Pro-
zent erhöht und etwa ein Viertel des Haushalts soll für 
Klimaschutz ausgegeben werden. Auch müssen/sollen 
zukünftig ambitionierte Aufrüstungsvorhaben der EU 
finanziert werden.

Bei dem Streit um die Höhe und Verteilung des Bud-
gets geht es natürlich auch darum, wer den größten 
Nutzen aus dem gemeinsamen Haushalt ziehen darf: 
Sind das die sogenannten „Nettoeinzahler“, nämlich 
die wirtschaftlich starken Mitgliedsstaaten, wozu auch 
Deutschland gehört, oder sollen das die wirtschaftlich 
Schwächeren sein, die vielfach nur als Verkaufsmärkte 
für die Starken dienen? 

Auch in der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der 
EU lässt sich dieser Streit nachvollziehen. Die GAP 
war immer dafür ausgerichtet, die Landwirtschaft und 
Landwirte zu fördern, um möglichst viel zu produzieren. 
Als das in den 1980ern in eine hoffnungslose Über-
produktion ausartete, wurde das Subventionsprinzip 
umgestellt. Nicht mehr die Produktion von bestimm-
ten Nahrungsmitteln wurde gefördert, sondern die 
Produktion an sich, und zwar über die Fläche, auf der 
produziert wird. Diese sogenannte Entkoppelung hat 
die Überproduktion dennoch nicht gestoppt. Zudem 
hat sie dazu geführt, dass immer mehr für den Welt-
markt produziert wird. 

Gleichzeitig bringt diese Entwicklung einen immen-
sen Druck auf die Umwelt und das Klima mit sich. Die 

zunehmende Konzentration in der Landwirtschaft und 
immer höhere Erträge und Leistungen führen zu ext-
rem hohen Futtermittelimporten, zu Überproduktion 
und wiederkehrenden Absatzkrisen. Diese Ausrich-
tung der Landwirtschaft zerstört überall kleinbäuerli-
che Betriebe und fördert zudem Hungersnöte in vielen 
Ländern der Erde bei gleichzeitiger Überernährung, 
insbesondere mit Fleisch, in reichen Ländern. Der Kon-
kurrenzkampf zwischen den Betrieben auf allen Ebenen 
ist unbarmherzig und erzeugt immer wieder Raum für 
kriminelle Energie, um Profit zu maximieren. Trotzdem 
werben Vertreter des Deutschen Bauernverbandes 
und neoliberale Politiker weiterhin für die industrielle 
Produktion, Massentierhaltung und die weltweite Ver-
marktung von (deutschen) Agrarprodukten. 

Die GAP der EU bekennt sich zum kapitalistischen 
System und stützt dieses. Gleichwohl sind sich die 
politischen Verantwortlichen und die Nutznießer die-
ses Systems bewusst, dass gerade bei der Nahrungs-
mittelproduktion die Grenzen dieses Systems erreicht 
sind. Die Verwerfungen, die dadurch hervorgerufen 
werden, lassen bei den Betroffenen die Forderung 
nach Überwindung laut werden. Daher einigt man sich 
immer wieder auf eine massive Stützung der Bauern, 
wodurch einerseits die landwirtschaftlichen Betriebe 
„gekauft“ werden, andererseits aber auch in Abhängig-
keit gehalten werden. Immer wieder und zunehmend 
reagieren die Landwirte mit groß angelegten Protesten 
gegen ihre Zwangslage. So konnten zum Jahresende 
eine große Karawane von Traktoren nach Berlin beob-
achtet werden und auf vielen Feldern grüne Kreuze. 
Die Proteste sind vielfältig, durch unterschiedliche 
Gruppen getragen und auch in ihrer Stoßrichtung sehr 
unterschiedlich. 

Durch die Förderung der Landwirtschaft in der GAP 
wird das Einkommen der Bauern auf einer Überlebens-
höhe gehalten. Zwar werden durch die Verteilung nach 
Fläche die Großbetriebe bevorzugt, weil sie weniger 
Arbeitskräfte je Fläche haben, aber es reicht auch 
noch für die kleineren und mittleren Betriebe, die noch 
von den Bundesländern Unterstützung bekommen. 
Das Einkommen der Bauern in Deutschland wird zu gut 
40 Prozent aus den EU-Mitteln gedeckt. 

Die Subventionen für die Bauern werden aus der 
öffentlichen Hand bezahlt, sprich: aus Steuergeldern. 
Jeder EU-Bürger zahlt umgerechnet etwa 114 € im Jahr 
für das Überleben der Bauern (Zeit, 9.1.2019). 

Weil so viel Geld aus der öffentlichen Hand in die 
Landwirtschaft fließt, um die Einkommen der Land-
wirte zu stützen, und sich gerade die negativen 

Bauern am Tropf der EU
Johanna Schering-Wright
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Umweltauswirkungen aus der Landwirtschaft immer 
stärker erhöhen, wird dies in der öffentlichen Meinung 
immer stärker thematisiert.

Aus diesem Grund wurde schon seit geraumer Zeit 
versucht, die Agrarförderung umweltfreundlicher zu 
machen. Das ganze Fördersystem der GAP wurde 
dadurch immer komplizierter und detaillierter. 

Neben der ersten Säule der GAP mit den Instrumen-
ten der Direktzahlungen und der Marktpolitik, dient die 
zweite Säule der GAP mit dem Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) der Stärkung der ländlichen Regionen und der 
Agrarumweltmaßnahmen. Dort werden Maßnahmen 
gefördert, die weiter gehen als im sogenannten „Gree-
ning“ der Direktzahlungen vorgeschrieben.

Die einzelnen Mitgliedsstaaten in der EU wie auch 
die einzelnen Bundesländer in föderalen Mitglieds-
staaten haben die Möglichkeit, das Fördersystem nach 
eigenen Interessenlagen zusammenzustellen und zu 
erweitern. Das birgt gerade in Deutschland, wo zwi-
schen Ost- und Westdeutschland erhebliche Unter-
schiede in den Agrarstrukturen bestehen, zusätzliches 
Konfliktpotential.

In Deutschland kommen die obligatorischen Direkt-
zahlungen der ersten Säule zur Anwendung, d. h. die 
Basisprämie, die Greening-Prämie, die Junglandwirte-
prämie mit Zuschlägen. 

Der gegenwärtige Stand der Direkt-Subventionen 
je Hektar Fläche in der 1. Säule für Deutschland für 
konventionell wirtschaftende Betriebe ist aus oben 
stehenden Tabelle ersichtlich. Zudem gibt es noch 
die Förderung des Ökologischen Landbaus. Auch hier 
haben die Bundesländer die Möglichkeit die Höhe 
der Förderung ihren Interessen gemäß anzupassen. 
Trotz dieser in manchen Ländern lukrativen Förderung 
wächst der Ökologische Landbau, der messbar sehr 

viel besser für die Umwelt und das Klima ist, nur lang-
sam. 

Nach Angaben des BMEL wurden 2018 in Deutsch-
land 9,1 Prozent der landwirtschaftlich genutzten Flä-
che nach den Prinzipien des Ökologischen Landbaus 
bewirtschaftet (siehe Abb. 1). Je nach Bundesland hat 
der Ökolandbau eine unterschiedliche Bedeutung. Mit 
hohen Anteilen ökologisch bewirtschafteter Fläche tra-
ten im Jahr 2018 das Saarland (16,5 Prozent), Hessen 
(14,7 Prozent), Baden-Württemberg (14,0 %) und Bran-
denburg (12,3 Prozent) hervor, während in Niedersach-
sen (4,1 Prozent), Nordrhein-Westfalen (5,9 %) und 
Thüringen (6,0 %) der Ökolandbau einen geringeren 
Anteil hatte (BMEL 2019).

Die Entwicklung der Flächen und der Anzahl der 
Betriebe des Ökologischen Landbaus in Deutschland.

Im Haushalt der EU-Staaten werden 2020 turnus-
mäßig die Agrarsubventionen in ihrer Höhe und Ver-
teilung im Rahmen der GAP neu festgesetzt werden. 

Anteil des Ein-

kommens in der 

Landwirtschaft 

durch Subven-

tionen 

(2010–2012)
Quelle: https://www. 

zeit.de/wirtschaft/ 

2014-05/ 

landwirtschaft- 

subventionen

Quelle: BML, 2015, https://www.bmel.de/SharedDocs/Down-

loads/Broschueren/UmsetzungGAPinD.pdf?__blob=publicati-

onFile)

Art der Prämie Euro je Hek-
tar Fläche

Basisprämie je Hektar Fläche  195
Prämie für Umweltleistungen sog. Greening   85
Zuschlag für kleinere und mittlere Betriebe 
bis 90 ha Gesamtfläche
Für den 1. Bis 30. ha
Für den 30. Bis 46. Ha

 50
 30

Zuschlag für Junglandwirte bis 40 Jahre alt, 
auf bis zu 90 ha Fläche, für 5 Jahre lang   44
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Es wird wiederum keine zentralen Vorschriften zu den 
jetzt „Eco-schemes“ genannten Anforderungen bei den 
Direktzahlungen, die das wirkungslose „Greening“ von 
2013 ersetzen sollen, geben. Jedes Mitgliedsland soll 
sein GAP-Strategiepapier selbst erarbeiten. Es wird vor-
geschlagen, ab 60 000 € Subventionen je Betrieb diese 
jährlich abzuschmelzen. Bei über 100 000 € Förderung 
je Betrieb soll gekappt werden. Dagegen sprechen 
sich gegenwärtig sowohl die deutsche Regierung als 
auch viele NGOs aus. Es haben sich 20 Verbände unter 
Federführung von BUND, AbL und EuroNatur zusam-
mengefunden, die mit den französischen Verbänden 
kooperieren. Sie haben Vorschläge gemacht, welche 
Veränderungen bei der GAP notwendig sind. Es wird 
vorgeschlagen, mindestens 30  Prozent der Direktzah-
lungen von Ökovorschriften abhängig zu machen. 

Mit diesen Vorschlägen wird das gegenwärtig prak-
tizierte Agrarsystem kaum verändert werden. Dieses 

Agrarsystem trägt jedoch zur Klimakatastrophe bei. 
2017 wurden in Deutschland 7,3 Prozent der Emissio-
nen an CO

2
-Äquivalenten aus dem Sektor Landwirt-

schaft emittiert. Gut 40  Prozent dieser Emissionen 
kamen aus der Tierhaltung und dem Wirtschaftsdün-
ger (Methan) und gut 30 Prozent davon aus den Böden 
(Stickstoffoxide, Lachgas und Kohlendioxid).

Vor dem Hintergrund der Herausforderungen, vor 
denen die Menschheit steht, ist es also dringend 
erforderlich, das Agrarsystem (als Teil des gesamten 
Wirtschaftssystems) grundlegend zu verändern. Die 
Landwirtschaft der Zukunft kann und muss Klima-
schützer sein, indem sie als Kohlenstoffsenke dient. 
Um dies zu erreichen, muss die Agrarpolitik, auch die 
GAP der EU, Schritt für Schritt grundlegend verändert 
werden. Dies wird nicht gehen ohne grundlegende 
Transformationen auch in anderen Bereichen. 

Direktsubventio-

nen der EU in der 

Landwirtschaft 
Quelle: BMEL 2019, 

http://www.bmel.de/DE/

Landwirtschaft/ 

Nachhaltige-Landnut-

zung/Oekolandbau/_

Texte/ 

OekologischerLandbau 

Deutschland.html 

(2.4.2019); BMEL 2019, 

Strukturdaten zum Ökolo-

gischen Landbau für das 

Jahr 2018

Was wollen NGOs an den Agrarsubventionen ändern?
Götz Brandt

Leitlinien für eine „Gemeinsame Agrarpolitik“ (GAP) 
wurden in Europa bereits 1958 erarbeitet und 1962 
erstmals beschlossen. Seitdem erhalten die Bauern 
Europas Subventionen. Insgesamt erhält Deutsch-
land aus den EU-Mitteln in Höhe von etwa 60 Mrd. € 
6,2 Mrd. €, davon in der 1. Säule (Direktzahlungen 
je ha) 4,05 Mrd. €. In der 2.Säule, etwa 30 Prozent 
der ausgegebenen Mittel, werden 1,35 Mrd. € an die 
Landwirte, Unternehmen der Nahrungsmittelindustrie, 
staatlichen Dienststellen zur „Förderung der ländli-
chen Entwicklung“ (ELER) verteilt.

Die Begründungen für die Notwendigkeit der Subven-
tionen sind vielfältig:

 Im Zusammenhang mit der zunehmenden Globali-
sierung der Agrarmärkte will man ein „Marktversa-
gen“ der europäischen Landwirtschaft vermeiden. 
Die Produktionskosten der europäischen Bauern 
sind im Vergleich zu Ländern in Amerika nicht kon-
kurrenzfähig und müssen ausgeglichen werden.
 Im EU-Raum sollten die Nahrungsmittel verbilligt 
werden, damit auch Geringverdiener leben können. 
Die Industrie kann dann Niedriglöhne einführen, 
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und damit steigt ihre Konkurrenzkraft. Deutschland 
hat den niedrigsten gesetzlichen Mindestlohn der 
Industriestaaten Mitteleuropas. Der Staat kann mit 
niedrigen Hartz-IV-Alimenten die arbeitslose Bevöl-
kerung ruhigstellen. 
 Das Einkommen der Bauern wird auf einer Über-
lebenshöhe gehalten. Zwar werden durch die Ver-
teilung nach Fläche die Großbetriebe bevorzugt, 
weil sie weniger Arbeitskräfte je Fläche haben, aber 
es reicht auch noch für die kleinen und mittleren 
Betriebe, die noch von den Bundesländern Unterstüt-
zung bekommen. Im Durchschnitt wird das Einkom-
men der Bauern zu 40 Prozent aus den EU-Mitteln 
gedeckt. Ohne diese Subventionen würden alle 
Bauern pleitegehen und nur die Agrar-Industrie-Un-
ternehmen würden überleben. In anderen Ländern 
sind die Subventionen für die Bauern noch höher: 
Norwegen – 62,3 Prozent, Schweiz – 62,9 Prozent, 
Japan – 47,8 Prozent des Einkommens.
 Eine weitere Begründung ist die Sicherung der Ver-
sorgung und der Qualität der Nahrungsmittel. Die 
Umweltauflagen der EU sind nämlich höher und 
verursachen höhere Kosten als Importprodukte aus 
Amerika oder anderen Kontinenten. 

Viele NGOs verurteilen die jetzige Verteilung und 
machen Änderungsvorschläge. Es haben sich 20 Ver-
bände unter Federführung von BUND, AbL und 
EuroNatur zusammengefunden, die mit den französi-
schen Verbänden kooperieren. Sie haben Vorschläge 
gemacht, welche Veränderungen bei der GAP not-
wendig sind. Es wird vorgeschlagen, mindestens 
30 Prozent der Direktzahlungen von Ökovorschriften 
abhängig zu machen. 

 Belohnt werden sollen eine extensive Grünland- und 
Ackerwirtschaft, der Verzicht auf Mineraldünger und 
Pestizide, die Anlage von Blühstreifen, Lichtäckern 

und Streuobstwiesen, eine hohe Kulturvielfalt im 
Anbau, der Umbau der Tierhaltung auf Stroheinstreu, 
mehr Tierschutz und mehr Platz für die Tiere und 
Auslauf, der Stopp des Biodiversitätsverlusts, die 
Reinhaltung von Wasser und Luft sowie Klimaschutz-
maßnahmen. Bei minimaler Bodenbearbeitung, 
umfangreichem Maisanbau und Precision Farming 
soll dagegen keine Förderung gewährt werden.
 Es ist ungerecht, dass derjenige, der viel Land hat, 
auch viel bekommt. Pressemeldungen belegen das: 
Etwa 10 Prozent der Betriebe mit dem höchsten 
Einkommen erhalten die Hälfte der EU-Direktzah-
lungen. 125 Subventionsempfänger erhielten mehr 
als 1 Mio € je Betrieb. 80 Prozent der Subventionen 
erhielten 20 Pro zent der Betriebe. 500 Unterneh-
men erhalten mehr als 500 000 €. Vorgeschlagen 
wird deshalb eine Deckelung bei 100  000 € Sub-
ventionen je Betrieb, was 2 Prozent der Betriebe 
treffen würde. Nun kann man Landwirtschaftsbe-
triebe auch teilen, kleiner machen, selbständig wirt-
schaften lassen und damit einen solchen Vorschlag 
unterlaufen. Es ist schon verwunderlich, dass keine 
Vorschläge von den NGOs kommen, die eine Ver-
teilung pro Kopf nach Arbeitskräften verlangen. In 
Art. 39 des Vertrages zur GAP war vor 60 Jahren 
bereits festgelegt worden, dass „der landwirtschaft-
lichen Bevölkerung, insbesondere durch Erhöhung 
des Pro-Kopf-Einkommens  … eine angemessene 
Lebenshaltung zu gewährleisten“ ist. Denn es muss 
ja nicht die Fläche überleben, sondern die Menschen 
und die Bauernhöfe müssen erhalten bleiben. Bäuer-
liche Betriebe haben eine viel höhere Personalaus-
stattung als Agrar-Industrie-Betriebe. Zudem haben 
sie meist keine Verengung der Fruchtfolge wie die 
Großbetriebe, die oft nur Druschfrüchte anbauen 
und kein Vieh halten, also wenige Arbeitskräfte 

Getreideernte in der Altmark 

(Hohenberg- Krusemark).
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brauchen. Es liegt also nahe, die Forderung nach 
Verteilung pro Kopf nach Arbeitskräften aufzustel-
len. 
 Die Exportsubventionen der EU für Landwirtschafts-
produkte wurden zwar abgeschafft, aber die euro-
päischen Bauern können ihre Produkte billiger 
herstellen als z.  B. die Bauern in Afrika, die keine 
Subventionen bekommen. Dieser Zustand, der 
zum Niedergang der afrikanischen Landwirtschaft 
führt, ist ungerecht. Früher wurde gegen die Agrar-
subventionen für den Export gewettert, heute, wo 
sie weggefallen sind, kommen keine Vorschläge, 
wie man die afrikanischen Bauern retten kann. 
Die abgeschlossenen Freihandelsverträge lassen 
einen ungehinderten Import zu. Allerdings haben 
die europäischen Bauern Angst vor dem Abschluss 
des Mercosur-Vertrages mit Ländern Südameri-
kas. Industriezölle für EU-Produkte entfallen, die 
Landwirtschaft Südamerikas erhält Zugang zum 
EU-Markt. Die dortigen Agrarbetriebe arbeiten mit 
niedrigeren Kosten als die europäischen Bauern und 
ohne die hohen Sozial-, Umwelt- und Verbraucher-
standards der EU. Dann würde es den europäischen 
Bauern so ergehen wie denen in Afrika.
 Die Agrar-Direkt-Subventionen haben keine Wirkung 
hinsichtlich der Erhaltung der Umwelt und müssen 
an ökologische Forderungen geknüpft werden. Wer-
den diese nicht erfüllt, dann dürfen die Zahlungen 
pro Fläche nicht erfolgen, so die Forderung der 
NGOs. Hier geht es darum, die ausgeräumte Land-
schaft wieder mit Hecken und Waldstreifen für 
Tier- und Insektenleben günstiger zu gestalten, eine 
vielgliedrige Fruchtfolge mit dem gleichen Ziel vor-
zuschreiben. Nur umweltfreundliche Betriebe soll-
ten Subventionen erhalten. Dafür müssen Anreize 
geschaffen werden. 
 Die Förderung des Ökolandbaus müsste verstärkt 
werden. Nur dann wird auf Pestizide, insbesondere 
Glyphosat, und Mineraldünger verzichtet und der 
Boden könnte wieder Humus aufbauen. Die Qualität 
der Nahrungsmittel würde sich verbessert.

 Die 2. Säule der Agrarsubventionen, die 24 Prozent 
der ausgegebenen Mittel umfasst, wird zu wenig 
für Umweltmaßnahmen und Klimamaßnahmen ein-
gesetzt. Bisher wurden damit Investitionen in den 
Betrieben unterstützt, die Dorferneuerung mitfinan-
ziert und der Hochwasser-und Küstenschutz verbes-
sert. Diese Mittel müssen für den Biolandbau und 
den Klimaschutz eingesetzt werden. 
 Es gibt von den NGOs keine Bemerkungen zum Struk-
turwandel in der Landwirtschaft, dem Höfesterben. 
Das wird nur von den Bauernverbänden beklagt, die 
aber auch keine konkreten Vorschläge machen, wie 
dieser seit Jahrzehnten sich beschleunigende Wan-
del hin zu größeren Betrieben zu stoppen wäre. Der 
Wegfall von weit über einer Million Arbeitsplätzen 
ist für die Politik kein Thema, wo Gegenmaßnahmen 
ergriffen werden müssten. Das wird von der CDU/
CSU als gottgegeben hingenommen. Die Subventi-
onspolitik der EU hat den Strukturwandel jedenfalls 
beschleunigt, also war das so beabsichtigt.
 Ein weiterer in den Vorschlägen nicht berück-
sichtigter Punkt ist die Zahlung von Prämien an 
Betriebe der Nahrungsgüterindustrie, die Zahlung 
großer Beträge an Agrar-Holdings, die nur Mais und 
Getreide anbauen und an staatliche Einrichtungen, 
die mit Landwirtschaft nichts zu tun haben. Diese 
sollten von Prämien ausgeschlossen werden.

Die Partei DIE LINKE stimmt mit den Forderungen 
der NGOs weitgehend überein. Zusätzlich bringt sie 
noch in die Diskussion ein: Flächengebundene Tier-
haltung, Deckelung der Tierbestandsgrößen, Zugang 
der Bauern zum Boden und Verhinderung von Boden-
spekulation, Finanzierung von Ausbildungsplätzen, 
Weidetierprämie und Anreize für eine europaeigene 
Eiweißfutterproduktion.

Gemeinhin ist die EU beratungsresistent gegenüber 
NGO-Forderungen und es ist nicht damit zu rechnen, 
dass alle diese richtigen Vorschläge berücksichtigt 
werden. Solange es keine kostendeckenden Preise, 
verbunden mit einem angemessenen Gewinn für die 
Landwirtschaft gibt, werden die Bauern am Tropf der 
EU auch weiterhin hängen bleiben.

Das Konzept „Buen vivir“ wurde in den neuen Ver-
fassungen von Ecuador (2008) und Bolivien (2009) 
verankert. Der Begriff stammt aus der falschen Über-
setzung für den Ausdruck „sumaq kawsay“ aus der 
Quechua-Sprache (Ecuador) oder für „suma qamaña“ 
aus der Aymara-Sprache (Bolivien) in die spanische 
Sprache. Es geht um mehr als „gutes Leben“, nämlich 

um „gemeinschaftliches Zusammenleben auf nie-
mandes Kosten“, um das solidarische Zusammenle-
ben der Völker miteinander und mit der Natur, also 
um „Buen convivir“, wie die richtige Übersetzung 
lauten müsste. Es geht also nicht darum, immer bes-
ser leben zu wollen, sondern um eine solidarische, 
soziale und ökologische Ökonomie ohne Wachstum.

„Buen vivir“ – was ist das?
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Bodenfruchtbarkeit ist der Gehalt an Humus in den obe-
ren Schichten (bis 30 cm) der Ackerkrume. Humus ist 
verantwortlich für die Versorgung der Pflanzen mit Nähr-
stoffen, die Bindung von Wasser, die Durchlüftung des 
Bodens und als Substrat für das Leben der Bodenlebe-
wesen, von denen sich durchschnittlich 1,6 Billionen in 
einem Quadratmeter Ackerkrume befinden (Bakterien, 
Pilze, Würmer, Larven, Milben, Springschwänze, Schne-
cken, Asseln, Spinnen, usw.). Im Humusgehalt eines 
Bodens drückt sich seine Fruchtbarkeit aus. Humus 
besteht zu 58 Prozent aus Kohlenstoff. Der Kohlenstoff-
gehalt ist der Maßstab für die Fruchtbarkeit der Böden.

Bereits Engels hatte erkannt, dass „die rationelle 
Agrikultur mit dem kapitalistische System unverträg-
lich ist“ (Engels, F. MEW 25, S.  131) und jeder Fort-
schritt der kapitalistischen Agrikultur ein Fortschritt 
in der Kunst ist, den Boden zu berauben (Engels, F. 
MEW 23, S. 525). Der Kapitalismus kann sich nur erhal-
ten, wenn er die Natur zerstört.

Diese Erkenntnisse sind der Grund, warum sich 
Marxisten nicht wundern, wenn das Bundesumwelt-
amt feststellt: Seit etwa 20 Jahren stagnieren in 
Mitteleuropa die Bodenerträge und der Humusge-
halt der Böden sinkt. Auch international, so Berichte 
der FAO (Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der UN), gibt es einen Stillstand der Ertragsent-
wicklung. Das Ertragspotenzial neu gezüchteter Sorten 
ist ausgereizt, ein Übermaß an Stickstoffdünger bringt 
keine Ertragssteigerung mehr, die industrielle Agri-
kultur stößt an ihre Grenzen. Die Bodenfruchtbarkeit 
nimmt international bei industrieller Produktionsweise 
ab. Bei der gegenwärtig weiteren Zunahme der Bevöl-
kerung ist dies keine gute Nachricht.

78 Prozent der Böden haben einen Kohlenstoffge-
halt von unter 4 Prozent, einem Wert, der noch eine 
normale Bodenfruchtbarkeit anzeigt. Der Trend in 
Deutschland ist, dass im Durchschnitt jährlich von 
jedem Hektar Fläche 0,25 t Kohlenstoff verschwinden. 
Das Problem ist, dass Boden 10- bis 40-mal schnel-
ler verloren geht, als er erneuert werden kann. Der 
Humus gehalt des Bodens muss also sorgsam gepflegt 
werden. Das ist in der industriellen Landwirtschaft 
aber nicht der Fall und unter kapitalistischen Verhält-
nissen auch nicht möglich.

Bisher war man zuversichtlich, dass die Erträge 
durch den Zuchtfortschritt, die Gentechnik, die erhöhte 
Düngung, insbesondere mit Stickstoff und die Vermei-
dung von Ertragsverlusten durch Unkrautbekämpfung 
mit Pestiziden weiter steigen würden. Aber die Boden-
reststoffe wurden vermehrt in den Biogasanlagen 

verwertet und nicht dem Acker zugeführt. Ernterück-
stände sind lästige Kostenfaktoren und werden nicht 
mehr zu Humus verarbeitet. Die Humusbildung hat 
keinen Marktpreis und wird deshalb unterlassen. Die 
von der Regierung beschlossene „Nationale Biodiversi-
tätsstrategie“ von 2007 zeigte keine Wirkung.

Die industriemäßige landwirtschaftliche Produktion 
nimmt keine Rücksicht auf die Bodenfruchtbarkeit. Der 
Humusabbau hat verschiedene Gründe. Früher wurde 
von den Bauern das Getreidestroh gewonnen und als 
Einstreu in den Ställen und als Futter genutzt. Als Stall-
mist wurden dann, meist beim Kartoffelanbau, die von 
den Tieren „veredelten“ Pflanzenreste als Humus dem 
Boden wieder zugeführt. Bei industrieller Ernte von 
Getreide mit dem Mähdrescher wird heute das Stroh 
in der Regel gehäckselt auf dem Acker hinterlassen. 
Früher wurden die Stoppeln geschält und in den Boden 
eingebracht. Heute liegen in Europa 50 Prozent der 
Ackerflächen im Winter unbearbeitet brach und wer-
den erst im Frühjahr bearbeitet. Früher wurden als 
Überbrückung bis zur Frühjahrsbestellung Zwischen-
früchte ausgesät und dann als Grün-Dung unterge-
pflügt. Die Bauern haben früher dafür gesorgt, dass die 
Bodenfruchtbarkeit erhalten bleibt. Heute wird jeder 
Arbeitsgang zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit ver-
mieden, weil er ja Kosten verursacht. Aber eine rein 
mineralische Düngung führt zu Kohlenstoffverlusten. 
Der Boden wird, wie im Gartenbau (Steinwolle, Kokos-
fasern) üblich, nur noch als „totes“ Substrat behandelt, 
das die Pflanzenwurzeln, den mineralischen Dünger 
und Wasser aufnimmt.

Durch die industriellen Anbaumethoden wird mehr 
Nitrat ausgewaschen, und es entsteht dadurch mehr 
Lachgas, welches sich stark auf das Klima auswirkt. 
Dagegen kompensieren 10  Hektar Zwischenfrucht-
anbau die jährlichen Schadgasemissionen eines 
Bundesbürgers. Damit könnte die Landwirtschaft die 
Erderhitzung mildern.

In der biologischen Landwirtschaft wird versucht, 
den Humusgehalt der Böden zu verbessern. Das erfolgt 
durch eine hohe Kulturvielfalt, strenge Fruchtfolge-
regeln, Humusanreicherung durch Klee-Gras-Anbau 
und Zwischenfrüchte, Stallmistproduktion und ein Ern-
terückständemanagement – alles Maßnahmen, die die 
industrielle Landwirtschaft nicht kennt. Humuserhal-
tung ist auch eine wichtige Aufgabe des Biolandbaus. 
Das sichert unsere Ernährungsgrundlage.

Auch die Natur wartet auf die Revolution. 
Herbert Marcuse, 1972

Bodenfruchtbarkeit sinkt – Erträge stagnieren
Götz Brandt
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Erst in den letzten 200 Jahren hat die Weltbevölkerung 
explosionsartig zugenommen. Nach UNO-Schätzung 
gab es vor 2000 Jahren nur etwa 300 Mio. Menschen auf 
der Erde und vor 500 Jahren waren es auch erst 500 Mio. 
Menschen. Dann setzte ein rapides Bevölkerungswachs-
tum ein. 1800 – 1 Mrd., 1927 – 2 Mrd., 1960 – 3 Mrd., 
1964 – 4 Mrd., 1987 – 5 Mrd., 1999 – 6 Mrd. (UNDESA 
Population Division 2007), 2012 – 7 Mrd., 2017 – 7,5 Mrd. 
(Countrymeters 2020). Das Bevölkerungswachstum 
wird sich wohl noch bis zum Ende dieses Jahrhunderts 
fortsetzen. Dann könnten 10 Mrd. Menschen die Erde 
bevölkern (Statista, 2020). Alle diese Menschen wollen 
satt werden. Gegenwärtig ist das jedenfalls nicht der 
Fall, denn 850 Mio. Menschen hungern und 1 Mrd. sind 
unterernährt. Diese Menschen können sich nicht des-
halb ausreichend ernähren, weil die erzeugten Lebens-
mittel nicht für alle reichen würden, sondern weil ihnen 
die Mittel fehlen, sich welche kaufen zu können. Die 
kapitalistische Wirtschaftsordnung ist die Ursache.

Die Menge der Nahrungsmittel, die gewonnen wer-
den können, hängen vom Umfang und der Produktivi-
tät der Land- und Gewässerflächen ab. Während die 
Gewässerflächen durch Meeresspiegelanstieg infolge 
der Erderhitzung zunehmen, kommt es gegenwärtig 
und zukünftig zu einer Abnahme der Ackerflächen. Der 
Zeitpunkt des größten Umfangs ackerbaulich genutzter 
Flächen (Peak soil) wurde bereits in den 80er Jahren des 
vergangenen Jahrhunderts erreicht (Montgomery, D. R. 
2010). Weltweit nimmt die Degradation der Böden zu 
und umfasste 2008 bereits 38 Prozent (2 Mrd. ha) aller 
Böden, wie aus Berichten des Weltagrarrats (Interna-
tional Assessment of Agricultural Knowledge, Science 
and Technology for Development) hervorgeht (IAASTD 
2009). Ertragseinbußen und Verlust an Böden entste-
hen durch Wassererosion, Winderosion, Überweidung, 
Kontamination, Versalzung, Verdichtung und chemische 
und physikalische Degradation durch landwirtschaftli-
che Bearbeitung (WBGU 1994). In Deutschland beträgt 
die mittlere Bodenerosionsrate 8 bis 10 t Boden je Hek-
tar und übertrifft damit die jährliche Bodenbildungsrate 
von etwa 2 t/ha um das Fünffache (Graßl, H. 1997). 
Jährlich gehen weltweit 10 Mio. ha Ackerflächen durch 
Erosion verloren (Löwenstein, F. 2015). Auch Versalzung 
führt bei bewässerten Flächen zu Ertragseinbußen oder 
sogar Verlust der Flächen. Salze verdunsten nicht, son-
dern reichern sich im Boden an und werden nicht ausge-
waschen. Jedes Jahr werden weltweit 15 000 km² durch 
Versalzung unbrauchbar (Ökosystem Erde 2016).

Bei weiter wachsender Bevölkerung und gleichblei-
bender Erosion der Böden wird die Ackerfläche pro 

Kopf von 0,33 (1986) auf 0,15 ha im Jahre 2050 absin-
ken (Ökosystem Erde 2019).

Hinzu kommt, dass auch die Fruchtbarkeit der Böden 
abnimmt. Der Humusgehalt der Böden ist die Grund-
lage der Bodenfruchtbarkeit. Humus hält Wasser und 
Nährstoffe im Boden fest und gibt sie langsam ab. Der 
Humusgehalt nimmt vor allem wegen der zunehmend 
industriell geführten Landwirtschaft weltweit ab. Humus 
wird durch große Mengen Mineraldünger „ersetzt“. Das 
wird zunehmend auch in Deutschland so gemacht.

Fazit: Eine zunehmende Weltbevölkerung muss bei 
abnehmendem Umfang und geringerer Qualität der 
Ackerflächen ernährt werden. Um die Weltbevölkerung 
bei dem gegenwärtig sehr hohen Fleischverzehr in eini-
gen Ländern satt zu bekommen, müssten die Hektarer-
träge bei Getreide stetig gesteigert werden: Von 2,64 t/
ha im Jahre 2000 auf 3,6 t/ha im Jahre 2025 und auf 4,6 
t/ha im Jahre 2050 (Universität für Bodenkultur 2013). 
Die Erträge müssten verdoppelt werden. Die Überle-
bensfrage ist, wie kann das erreicht werden?

In den USA hat die Rockefeller-Stiftung in den 60er 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts begonnen, den 
amerikanischen Weg der Ertragssteigerung auf land-
wirtschaftlichen Flächen in andere Länder zu exportie-
ren, um Hungersnöte zu vermeiden. Mexiko und Indien 
waren die ersten Experimentierfelder. Es wurden 
Hochertragssorten, Kunstdünger, Pestizide, Maschi-
nen und Knowhow in diese Länder gebracht und zuerst 
bei Weizen und Mais erprobt – ein großes Geschäft für 
die Agrarmultis. Die Erträge stiegen in den folgenden 
Jahrzehnten und Hungersnöte konnten vermieden wer-
den. Allerdings entstanden Umweltschäden durch den 
massiven Pestizideinsatz. Es erfolgte eine Dezimie-
rung der Artenvielfalt, die Anfälligkeit der Kulturpflan-
zen gegen Schädlinge durch die zu schmale genetische 
Basis erhöhte sich, die Grundwasservorräte gingen zur 
Neige und die Bodenfruchtbarkeit nahm ab. So begin-
gen über 100 000 Kleinbauern in Indien Selbstmord, 
weil sie nicht so rentabel wirtschaften konnten wie die 
großen Betriebe (Kaur, J. 2015). Dieser Weg zur Stei-
gerung der Erträge war weder umweltfreundlich noch 
nachhaltig, weil sich die Hochertragssorten als nicht 
überlebensfähig erwiesen. Die indische Regierung 
empfahl den Bauern, wieder zu den alten bewährten 
Methoden der Bewirtschaftung zurückzukehren.

Der Weg der Industrialisierung der Landwirtschaft, 
um die Erträge zu steigern, kommt nur in den Ländern 
voran, in denen die Kleinbauern und Hirten verdrängt 
und Großbetriebe gebildet werden. Jedoch 85 Pro-
zent der weltweit bewirtschafteten Bauernhöfe haben 

Nur Ökolandbau kann zukünftig die Welt ernähren!
Götz Brandt
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weniger als 2 ha Land und bewirtschaften 65 Prozent 
der weltweiten Anbaufläche (IAASTD 2009). Diese Bau-
ern kann das Kapital nicht direkt ausbeuten. Sie können 
sich weder neues Saatgut, noch Maschinen, Mineral-
dünger oder Pestizide kaufen, noch auf ihren kleinen 
Flächen einsetzen, noch haben sie Zugang zu den 
Forschungsergebnissen der Industrieländer. Für diese 
Betriebe geht es auch gar nicht um eine Senkung der 
Stückkosten je Ertragseinheit und die Steigerung der 
Produktivität je Arbeitskraft, sondern um die Steigerung 
der Erträge. Da 70 Prozent aller Hungernden auf dem 
Lande leben, ist eine Bekämpfung des Hungers vor Ort 
und eine andere Art der Unterstützung der Kleinbauern 
erforderlich. Dazu formuliert der Weltagrarbericht 2010 
in seinen „10 Einsichten und Herausforderungen“ klare 
Leitlinien für Politik und Wirtschaft (GLS 2010).

Auch in den Industrieländern treten die Nachteile 
der industriellen Landwirtschaft immer deutlicher her-
vor. Die hohe Schadstoffabgabe an die Umwelt wird 
zunehmend zum Problem, ebenso die Verminderung 
der Sortenvielfalt bei Pflanzen und Tieren, die fort-
schreitende Bodenzerstörung, die Nitratauswaschung 
in Trinkwasserfördergebieten, die Kontamination mit 
Pflanzenschutzmitteln und das Insektensterben, die 
wachsende Emission an Klimagasen und der hohe 
Energieverbrauch, die Aufgabe der Fruchtfolgen 
zugunsten von Monokulturen, der sinkende Humus-
gehalt der Böden und weitere Schäden. Das heißt, die 
industrielle Landwirtschaft hat keine Zukunft. Mittler-
weile stagnieren die Erträge bei Raps und Getreide 
trotz hohem Dünger- und Pestizideinsatz. Resistenzen 
bei Insekten und Pilzen sind flächendeckend nach-
weisbar (Topagraronline 2015). Mit neuen Wirkstoff-
gruppen und Wirkmechanismen ist nicht zu rechnen 
(LfULG 2014). Die Welt braucht also einen Paradigmen-
wechsel hin zu einer „ökologischen Intensivierung“. Ein 
Übergang von der industriellen Produktionsweise zu 
nachhaltigen erneuerbaren Produktionssystemen ist 
notwendig (Family Farmers 2014).

Viele Völker ernähren sich vorwiegend von Fischen 
und Meeresprodukten. Die Meere werden überfischt. 
90 Prozent aller Fischbestände sind bereits gefährdet. 
Viele Fischgründe sind erschöpft. Es fehlt ein globales 
Netz von Schutzgebieten (Greenpeace 2006). Fast jeder 
zweite Fisch stammt heute aus Aquakultur. Bereits 2012 
wurden mehr Nahrungsmittel aus Aquakultur erzeugt 
als aus der Rindfleischproduktion. Aber auch bei der 
Aquakultur werden Antibiotika und Pestizide eingesetzt 
und Fische verfüttert (Ökosystem Erde 2014).

Wird ein Kurswechsel hin zu einer ökologischen 
Landwirtschaft vollzogen ‒ was bei den gegenwärtigen 
politischen Kräfteverhältnissen wenig wahrscheinlich 
ist ‒ dann muss mittelfristig damit gerechnet werden, 
dass die Erträge um 30 bis 40 Prozent sinken, weil 

Mineraldüngergaben zurückgefahren werden und Pes-
tizide vom Acker verschwinden (Greenpeace 2017).

Bereits 2010 hat die Ökologische Plattform in 
der Broschüre „Zukunftsgerechte Landwirtschaft 
in Deutschland“ in der Reihe „Beiträge zur Umwelt-
politik“ (Bimboes, D.; Brandt, G.; Scheringer-Wright, J. 
2011) eine Antwort auf die Frage gegeben, wie wir bei 
sinkenden Bodenflächen und Verzicht auf Überdün-
gung und Pestizideinsatz unsere Bevölkerung ernäh-
ren können. Die kurze Antwort ist: Wir müssen unsere 
Ernährungsgewohnheiten umstellen und nur noch 
die Nahrungsmittelmengen essen, die die Deutsche 
Gesellschaft für Ernährung (DGE 2009) empfiehlt: ein 
Drittel des gegenwärtigen Fleischverzehrs, nur noch 
Zweidrittel bei Milchprodukten und die Hälfte beim 
Verzehr von Eiern (Woitowitz, A. 2007). Dann ernähren 
wir uns gesund. Vor 100 Jahren hat sich die Bevölke-
rung so ernährt, und es gab weniger Übergewichtige, 
Diabetiker und Ernährungskrankheiten. Aufgabe der 
Politik ist es also, die Landwirtschaft auf den Weg zur 
Ökologie zu führen und die Bevölkerung zur gesunden 
Ernährung zu drängen. Das kann aber nur eine antika-
pitalistische Regierung konsequent durchsetzen, denn 
nur eine solche würde den Einfluss der Agrarmultis auf 
die Landwirtschaft unterbinden.
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Die Landwirtschaft erzeugt, in den letzten 14 Jah-
ren etwa gleichbleibend, jährlich (2018) 63,3 Mio.  t 
Kohlendioxid-Äquivalente. Das sind 7 Prozent der 
Gesamtemissionen Deutschlands. Darin nicht ent-
halten sind die Treibstoffe für die Motoren, die Emis-
sionen der Mineraldüngerherstellung, die Emis sionen, 
die durch den Import von Futtermitteln (Soja von 
abgebranntem Urwald) entstehen. Werden diese ein-
gerechnet, wurden in der Literatur auch schon mal 
100  Mio.  t  CO

2
- Äquivalente angegeben. Eine Beson-

derheit der landwirtschaftlichen Emissionen ist, dass 
sie vorwiegend aus Methan (25-mal klimaschädlicher 
als CO

2
) und Lachgas (300-mal schädlicher) bestehen. 

Dadurch resultieren 60 Prozent des Methans und bis 
zu 85 Prozent des Lachgases in Deutschland aus der 
Landwirtschaft. Eine weitere Besonderheit ist, dass 
etwa 50 Prozent der Emissionen aus der Tierhaltung 
(Verdauung, Wirtschaftsdünger) stammen und hier 
insbesondere von Wiederkäuern (Rindern, weniger von 
Schafen) und deren Verdauung, die zum Ausrülpsen 
von Methan führen. Ein natürlicher Vorgang, der sich 
nicht abstellen lässt. 

Das BMEL (Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft) hat auf der Grundlage des Klima-
schutzgesetzes von 2019 Klimamaßnahmen für die 
Landwirtschaft in 10 Punkten formuliert. Damit sollen 
gegenüber 2014 bis 2050 insgesamt 14 Mio. t CO

2
- 

Äquivalente eingespart werden. Die Ziele sind sehr 
allgemein formuliert und nicht durch konkrete Maß-
nahmen untersetzt. Aber die Einsparungen sind schon 
beziffert und schwanken zwischen insgesamt 10,4 und 
25,3 Mio. t CO

2
.

Eine sehr gute Untersetzung und Kritik der 10 
Ziele des BMEL mit konkreten Forderungen, die beim 
BMEL fehlen, lieferte der NABU (http://www.nabu.de/
natur-und-landschaft/landnutzung/landwirtschaft/
klimaschutz/25508.html). Diese Forderungen, mit 
denen der Autor im Prinzip übereinstimmt, können 

dort nachgelesen werden. Hier werden nur Vorschläge 
unterbreitet, die über diese Ziele hinausgehen oder 
dort nicht enthalten sind.

Kohlendioxid

Wie oben schon berichtet, sind die Kraftstoffe, die 
in der Landwirtschaft verbraucht werden, nicht im 
Bereich „Landwirtschaft“ mitgezählt worden. Bei der 
allgemeinen Forderung, dass wir aus der Nutzung von 
Erdöl aussteigen müssen, muss auch für die Landwirt-
schaft untersucht werden, wie das am schnellsten 
geht. Das BMEL macht keine Vorschläge zu diesem 
Problem: „Nicht zuständig.“ 

Immerhin werden in der Landwirtschaft jährlich 
1,6 Mio. t Diesel verbraucht, die zu Emissionen von 
etwa 4 Mio. t CO

2
 führen. Eine nicht zu vernachlässi-

gende Größe bei 35 Mio. t Diesel-Gesamtverbrauch in 
Deutschland. Diesel kann man durch Rapsöl ersetzen, 
das weitgehend CO

2
-neutral produziert werden kann. 

Forschungen zu diesem Thema laufen seit 2002 mit 
positivem Ergebnis. Die Traktorhersteller John Deere, 
Fendt und Deutz-Fahr bieten Traktoren an, die mit 
Rapsöl fahren. Diese Hersteller arbeiten an Rapsöl- 
Motoren, die die Abgasstufe V einhalten. Außerdem 
kann man fast jeden Trecker umbauen lassen. 20  Fir-
men gibt es in Deutschland, die das machen. Jeder 
Landwirt könnte seinen Treibstoff selbst anbauen und 
brauchte dazu etwa 5 bis 10 Prozent seiner Acker-
fläche. Er wäre dann unabhängig von Preisen und 
Lieferengpässen bei fossilen Treibstoffen. Pflanzenöl 
für Traktoren das gegenwärtig an 95 Tankstellen in 
Deutschland neben den Ölmühlen getankt werden 
kann (1,25 €/l), ist zwar von der Treibstoffsteuer 
(45  ct/l) befreit. Wird aber die Agrardieselbeihilfe 
(Steuererstattung) mit 21,48 ct/l und der gegenwärtig 
niedrige Dieselpreis (1,30 €/l) bei Agrardiesel gegen-
gerechnet, dann ist Pflanzenöl gegenwärtig je nach 
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Dieselpreis 10 bis 20 ct/l teurer. Das ist der Grund, 
weshalb die Landwirte zurückhaltend sind bei der Nut-
zung von Rapsöl als Traktortreibstoff. 

Auf diesem Einspargebiet von CO
2
 sollte das BMEL 

die Förderhebel richtig stellen und den Übergang zu 
Rapsöl als Traktorentreibstoff in wenigen Jahren rea-
lisieren. Die Steuerentlastung reicht nicht aus, sie 
muss erhöht werden auf 75 ct/l. Nur dann können 
4 Mio. t CO

2
 eingespart werden.

Ein weiteres Gebiet, bei dem viel CO
2
 entsteht, ist die 

Herstellung von Mineraldünger. Auch für dieses Gebiet 
ist das BMEL „nicht zuständig“. Verantwortlich zeigt 
sich das BMEL nur für das Entweichen von Lachgas 
beim Ausbringen des Düngers. Aber die Mineraldün-
gerherstellung ist eine Vorleistung der Industrie für die 
Landwirtshaft und muss dieser zugerechnet werden.

Spezifische Mineraldünger sind auch im Ökolandbau 
zugelassen, die bevorzugt aus natürlichen Lagerstät-
ten von Kaliumrohsalze, Kaliumsulfat, Magnesiumsul-
fat und weicherdigen Rohphosphaten stammen. Nur 
mineralische Stickstoffdünger sind nicht zugelassen. 
Die notwendige Stickstoffversorgung erfolgt über den 
Anbau von Leguminosen (Klee, Erbsen, Saubohnen, 
Lupinen) und über Wirtschaftsdünger (Stallmist, Jau-
che, Gülle).

In der deutschen Landwirtschaft werden jährlich 
etwa 1,5 Mio. t Stickstoffdünger eingesetzt. Diese wer-
den vorwiegend im Haber-Bosch-Verfahren gewonnen, 
bei dem je Tonne Ammoniak (NH

3
), Ausgangsstoff aller 

Stickstoffdüngemittel, zwei Tonnen Kohlendioxid ent-
weichen. Bei einem Einsatz von 1,5 Mio. t Stickstoff-
düngemitteln (2019) sind das 3 Mio. t CO

2
, die allein 

bei der Herstellung der Düngemittel entstehen.
Diese Klimagasemissionen können vollständig nur 

durch Abkehr von der industriellen Landwirtschaft 
mit ihrem hohen Einsatz von Stickstoffdüngern hin 
zur Biolandwirtschaft erreicht werden. Bereits 2002 
hatte die Bundesregierung das Ziel gesetzt, bis 2010 
den Anteil des Biolandbaus auf 20 Prozent zu erhö-
hen. Dieses Ziel wurde verfehlt, erreicht wurden nur 
5,9 Prozent. Das 20-Prozent-Ziel wurde in der „Nach-
haltigkeitsstrategie ökologischen Landbau“ (ZöL) 
beibehalten für das Jahr 2030. Diese Ziele sind nicht 
ausreichend. Von den 260  000 Landwirtschafts-Be-
trieben sollen sich, so das Ziel der Bundesregierung, 
nur 30  000  Betriebe auf Ökolandbau umstellen. Bis 
2030 müssen aber 100 Prozent erreicht werden. 
Werden die Steigerungsraten der letzten 10 Jahre 
im Verbandsbiolandbau beibehalten, dann dauert es 
noch 68 Jahre, bis 100 Prozent Biolandbau erreicht 
werden. Bis dahin hat sich die Erderhitzung bereits 
manifestiert und die Selbstverbrennung der Mensch-
heit nimmt ihren Gang. Das BMEL wird seiner Verant-
wortung nicht gerecht.

Die gegenwärtige Förderung beim Biolandbau mit 
250 €/ha (1. bis 5-Jahr) und nachfolgend von 210 €/ha 
Acker- und Grünland ist viel zu gering und muss erhöht 
werden. 

Methan

In Deutschland leben 11,6 Mio. Rinder, davon 4,1 Mio. 
Milchkühe. Über die Verdauung im Pansen der Tiere 
wird Methan erzeugt, je Kuh 300 bis 500 Liter am Tag. 
Im Jahr ist das je Kuh so viel wie ein Mittelklassewagen 
bei 18  000 km Fahrweg im Jahr an Klima gasen aus-
stößt. Deutsche Kühe stoßen weniger Methan aus als 
der weltweite Durchschnitt, weil sie eine hohe Milch-
leistung haben, die nur durch leicht verdauliches Futter 
(Getreide, Soja) erzielt werden kann. Dieses geht schnel-
ler durch den Pansen und erzeugt weniger Methan. Bei 
Heu- und Grasfütterung wird mehr Methan ausgesto-
ßen. Eine klimafreundliche, methanfreie Kuh ist eine 
Illusion, obwohl viele Wissenschaftler daran arbeiten, 
durch gezielte Fütterung den Methanausstoß zu senken.

Die Wiederkäuer erzeugen in Deutschland etwa 
30  Mio.  t CO

2
-Äquivalente, fast die Hälfte der Emis- 

sionen, die der Landwirtschaft zugerechnet werden. 
Eine Senkung dieser Emissionen ist nur durch weniger 
Verzehr von Rindfleisch und Milchprodukten realisier-
bar, was zu einer Abnahme der Bestände führt. Der 
Import und Export von Rindfleisch und Milchprodukten 
muss unterbunden werden, damit ein geringerer Ver-
zehr auch wirksam wird.

Ein Weg, den Verzehr von Rindfleisch zu senken, 
ist die Verteuerung über eine höhere Mehrwertsteuer 
gegenüber anderen Fleischarten, die kein Methan 
erzeugen. Das müssten schon 30 bis 50 Prozent 
MwSt. sein, sonst hat das keine Lenkungswirkung. 
Bernd Vogt (Vorstandssprecher des AgrarBündnisses, 
16.1.2020) schlägt auch eine Erhöhung der MwSt. vor, 
aber auf alle Fleischarten, um erforderliche Stallum-
bauten finanzieren zu können. Das ist der falsche Weg. 
Nicht tiergerechte Ställe sollten stillgelegt werden 
und der Fleischverzehr insgesamt von 60 wieder auf 
26,2 kg (1950) je Bürger gesenkt werden. Das würde 
die Erderhitzung aufhalten. Dieser Prozess muss mit 
einer staatlich gelenkten Aufklärungskampagne und 
einem Rindfleisch-Bashing verbunden werden.

Das gleiche gilt für Milchprodukte. Auch diese 
sollten teurer gemacht werden. Vor allem Butter und 
Käse. Dadurch würde der Bedarf an Milch sinken und 
Kühe könnten abgeschafft werden. Einen solchen Plan 
sollte das BMEL vorlegen, damit die 30 Mio. t CO

2
 aus 

Methanquellen um mindestens 10 Mio. t gesenkt wer-
den können. Auf der anderen Seite wirkt Dauergrün-
land als CO

2
-Senke. Wenn Wiederkäuer entsprechend 

ihrer biologischen Ausstattung gehalten und gefüttert 
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würden, zum Beispiel in ganzjähriger Weidehaltung, 
könnte der emissionsintensive Ackerbau zum Anbau 
von Getreide und anderen Kraftfuttermitteln für Wie-
derkäuer verringert bzw. ganz eingestellt werden. 

Eine weitere Quelle von CO
2
 in der Landwirtschaft 

ist das Entweichen von Methan und Ammoniak durch 
Wirtschaftsdünger (Stallmist, Jauche, Gülle) in den 
Ställen, beim Transport, bei der Ausbringung auf 
dem Acker und bei der Vergärung in Biogasanlagen. 
Von den Emissionen der Landwirtschaft entfallen auf 
diese Quelle 21,3 Prozent. Das BMEL schlägt vor, 
die Gülle und den Stallmist in den Biogasanlagen zu 
Methan als Brennstoff für die Stromerzeugung und 
Wärmeversorgung der Dörfer zu vergären. Das BMEL 
geht davon aus, dass dadurch 4 Mio. t CO

2
 eingespart 

werden könnten, wenn 70 Prozent des Wirtschafts-
düngers in die Biogasanlagen gebracht wird. Dem 
widerspricht der NABU, weil zzt. nur 17 Prozent des 
Wirtschaftsdüngers in die Biogasanlagen gelangen 
und nicht 40 Prozent, wie das Ministerium behauptet. 
Mindestens 80 Prozent des Gärmaterials ist Mais. 
Das BMEL will den Einsatz von Mais in Biogasanlagen 
auf 60 Prozent begrenzen.

Die Biogasanlagen vermeiden gegenwärtig in 
Deutschland 15 Mio. t CO

2
, mit der Bereitstellung von 

Wärme sind es sogar 19 Mio. t. Würde das gesamte 
Aufkommen von Gülle und Stallmist in den Biogasan-
lagen vergären, dann könnten zusätzlich 7 Mio. t CO

2
 

vermieden werden. Biogas kann auch in das Erdgas-
netz eingespeist werden.

In Deutschland gibt es 9500 Biogasanlagen (2019). 
Bei insgesamt 35  000 Dörfern in 8741 Land-Gemein-
den (neben 2056 Stadtgemeinden) hat nur etwa jedes 
vierte Dorf eine Biogasanlage. Gegenwärtig ist der 
Zubau von Biogasanlagen zum Erliegen gekommen. 
Nach 20  Jahren Betrieb gibt es keine garantiertem 
Stromabnahmepreise mehr. 2019 wurden nur noch 
120 neue Anlagen errichtet. Auch bei den Biogasan-
lagen gibt es genauso wie bei Windrädern eine Voll-
bremsung im Ausbau. Das Wirtschaftsministerium will 
offensichtlich die Erderhitzung beschleunigen.

Johann Heinrich von Thünen, erster Betriebsöko-
nom in der Landwirtschaft, sagte einmal: „Die Land-
wirtschaft ist ein Transportgewerbe wider Willen.“ Der 
Stallmist und die Gülle müssen also aus den Dörfern 
ohne Biogasanlage möglichst täglich luftdicht in die 
Biogasanlagen in anderen Dörfern transportiert wer-
den, weil bei frischer Gülle die Bakterien in den Bio-
gas-Reaktoren produktiver arbeiten. Ein derartiger 
täglicher Transport, der zur Minimierung der Methan- 
und Ammoniakverdunstung erforderlich ist, zieht 
Kosten nach sich, die die Biogasgewinnung verteuern. 
Nach Wegfall der staatlichen Förderung kaum zu stem-
men. Das BMEL hegt Wunschträume.

Die Förderung der Biogasanlagen mit garantierten 
Strompreisen muss wieder aufgenommen werden, 
in jedes Dorf gehört eine Biogasanlage, die nur Wirt-
schaftsdünger und sonstige Reststoffe vergärt und 
mithilft, die Dörfer bei Strom und Wärme autark zu 
machen. Derartige Bioenergiedörfer sind zahlreich, in 
Deutschland gibt es bereits 160. Der Maisanbau kann 
dann zurückgefahren werden, denn 14–17 Kühe kön-
nen über die Gülle so viel Methan erzeugen, wie die 
Grünmasse von 1 ha Mais im Bioreaktor der Biogasan-
lage. Fast 0,3 Mio. ha der gegenwärtigen 1,35 Mio. ha 
Maisanbaufläche könnten durch Rindermist und –gülle 
eingespart werden. Unter diesen Bedingungen könnten 
dann die vom Ministerium geplanten 4 Mio. t CO

2
-Äqui-

valente auch eingespart werden.
Eine weitere Quelle der Methanemissionen sind die 

Leckagen der Biogasanlagen, die mit 5 Prozent des 
erzeugten Gases angegeben werden. Das ist immer-
hin eine Menge von 0,3 Mio. t Methan im Jahr. Methan 
entweicht sowohl bei der Befüllung als auch bei der 
offenen Lagerung der Gärreste. Gefordert wird vom 
BMEL eine gasdichte Lagerung der Gärreste. Das wäre 
für die Betreiber der Anlagen eine zusätzliche Investi-
tion mit einer Kostenerhöhung. Ohne Fördermittel wird 
das nicht gemacht. Das Ministerium stellt aber diese 
Forderung ohne Fördermittel in den Raum – eine Luft-
nummer.

Lachgas 

Lachgas hat an den deutschen Gesamtemissionen 
einen Anteil von 4,3 Prozent. 80 Prozent davon ent-
stehen in der Landwirtschaft. Lachgas bleibt, anders 
als CO

2
, nur 115 Jahr in der Luft und wird in dieser Zeit 

abgebaut. Allerdings hat es die 300-fache Wirkung 
wie CO

2
. Die Schadgase entstehen zu 67 Prozent beim 

Wirtschaftsdüngermanagement, zu 24 Prozent bei der 
Mineraldüngerverwendung und zu 9 Prozent bei der 
Gärrestelagerung und -ausbringung. 

In der industriellen Landwirtschaft wird übermä-
ßig viel Stickstoffdünger ausgebracht, mehr als die 
Pflanzen aufnehmen können. Das überschüssige Nit-
rat wandert durch Auswaschung in das Grundwas-
ser und als Ammoniak und Lachgas in die Luft. Die 
neue Düngerverordnung soll den Verbrauch an Stick-
stoffdüngern senken. Das Ministerium glaubt, damit 
3,5 Mio. t CO

2
-Äquivalente einsparen zu können. Der 

NABU ist der Meinung, dass es nur 2 Mio. t werden. 
Und die Praxis zeigt, dass die Landwirte gar nichts ein-
sparen wollen, weil sonst ihre Erträge sinken. Dafür 
fahren sie gegenwärtig mit ihren Traktoren auf die 
Straße.

Nur durch 100 %ige Einführung der Biolandwirt-
schaft können die Stickstoffeinträge in den Boden 
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Die industriemäßige Landwirtschaft hat einen für den 
Kapitalismus entscheidenden Vorteil: Sie kann viel bil-
lige Massenware erzeugen. Dazu muss eingeschränkt 
werden, dass in den letzten 15 Jahren in Mitteleuropa 
die Erträge stagnieren. Es gelingt immer weniger, die 
festen Kosten auf hohe Erträge umzulegen.

Gekennzeichnet ist industrieller Landbau durch 
maschinengerechte, spezialisierte und standardisierte 
Produktionsmethoden. Der industrielle Landbau wird 
vom Deutschen Bauernverband unterstützt, der eine 
Agrarwende vereitelt. Ansonsten hat die industrie-
mäßige Landwirtschaft nur Nachteile für Mensch und 
Natur und untergräbt die eigenen Produktionsgrundla-
gen. Auch die Betriebe, die eine sog. „konventionelle“ 
Landwirtschaft betreiben, wenden heute bereits weit-
gehend industrielle Produktionsmethoden an. 

Die Einführung industriemäßiger Produktionsme-
thoden dauerte mehrere Jahrzehnte. 1950 gab es 
noch über 2 Mio. bäuerliche Betriebe, aber 2020 nur 
noch 260  000. Die Konzentration der Produktion, das 
„Höfesterben“, schreitet weiter voran. 8 Prozent der 
Betriebe, die mehr als 100 ha Fläche haben, bewirt-
schaften bereits die Hälfte des Bodens. Waren 1950 
noch etwa 25 Prozent der Bevölkerung in der Land-
wirtschaft tätig, sind es heute nur noch unter 2 Pro-
zent. 1950 ernährte ein Landwirt 10 Menschen, 2020 
sind es 130. Das hat die Industrialisierung der land-
wirtschaftlichen Produktion bewirkt.

Verarmung der Fruchtfolge führt zur Verarmung 

des Genpools der Kulturpflanzen

In der industriellen Landwirtschaft werden Monokul-
turen (Getreide, Mais) bevorzugt. Geringere Investi-
tionen in den Maschinenpark sind dabei ein Grund. 
Die Fruchtwechselwirtschaft mit reichhaltiger Frucht-
folge hat aber folgende Vorteile: Verhinderung der 
Erosion, Einsparung von Mineraldünger, Vermeidung 
der Anwendung von Totalherbiziden, Unterdrückung 

kulturspezifischer Wildkräuter, Erhöhung des Humus-
gehalts und Verhinderung der Ausbreitung von Pflan-
zenkrankheiten. Aus diesen Gründen wenden die 
meisten konventionell wirtschaftenden Betriebe eine 
Fruchtfolge an. 

Inzwischen kontrollieren 5 Konzerne weltweit 
75 Prozent des Saatguthandels. Nur wenige ertrag-
reiche Sorten decken bei Weizen, Mais und Reis etwa 
50 Prozent der Welternte ab. 80 Prozent der Welt-
ernte an Nahrung stammt von nur 12 Pflanzenarten. 
Die Landwirte dürfen vom gekauften Saatgut nach der 
Ernte kein Saatgut abzweigen. Sie müssen das Saatgut 
zum festgesetzten Preis kaufen. Die genetische Vielfalt 
geht verloren und bei Anfälligkeit der Hochzuchtsorten 
durch Pilze und Insekten ist keine resistente Ersatz-
sorte für die Pflanzenzucht da. Verzweifelt wird dann 
nach resistenten Wildsorten zum Einkreuzen gesucht.

Vernichtung der Beikrautflora, Insektensterben, 

sinkender Vogelbestand

Beikräuter oder Wildkräuter sind für den Landwirt 
Unkräuter. Sie sind Nährstoff- und Platzkonkurrenten 
der Kulturpflanzen. Beikräuter können auch ausgesamte 
Kulturpflanzen der Vorfrucht sein. Die industrielle Land-
wirtschaft hat mit Herbiziden, insbesondere Glyphosat, 
Mittel in der Hand, um die Beikrautflora vor der Aussaat 
vollständig zu vernichten. Das geschieht kostengünstig 
und flächenproduktiv. Werden die Beikräuter durch 
Jäten oder Herbizide nicht bekämpft, dann können 
die Erträge um 20 bis 40 Prozent gemindert werden. 
Das ist der Grund, warum die Bauern so vehement für 
die Weiterverwendung von Glyphosat kämpfen. Gab 
es früher noch Feldraine mit „Unkräutern“ und Strei-
fen mit Büschen und Kräutern zwischen den Feldern, 
so sind heute kaum noch Beikräuter zu finden, viele 
befinden sich bereits auf Roten Listen. Fehlen die Blü-
ten als Nahrung, verringert sich der Insektenbestand. 
Die Vögelpopulation wird daraufhin eingeschränkt und 

und das Entweichen von Ammoniakgas und Lach-
gas unterbunden werden. Das wird aber vom BMEL 
im 10-Punkte-Plan nicht gefordert, wo es keinerlei 
Forderungen zum Ausbau der Biolandwirtschaft gibt. 
Die Regierung setzt auf den Ausbau der international 
konkurrenzfähigen industriellen Landwirtschaft. Die 
ist die Voraussetzung, um mit Agrarländern „freien 
Handel“ betreiben und Industrieerzeugnisse abset-
zen zu können.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass 
seitens der Bundesregierung in der Mehrzahl Forde-
rungen zur Senkung der Emissionen gestellt werden, 
die durch Förderung und Marktanreize nicht unter-
stützt werden und dann auch nicht realisiert werden 
können. Ein engagierter Kampf gegen die Erderhitzung 
ist von der Bundesregierung ohnehin nicht vorgesehen 
und nicht gewollt. Das gilt nicht nur für das Gebiet der 
Landwirtschaft.

Industrieller Landbau ist nicht nachhaltig
Götz Brandt
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die Kleinsäuger finden ebenfalls keine Nahrung mehr. 
Dieser in ganz Deutschland zu beobachtende Vorgang 
wurde durch Messungen bewiesen.

Belastung der Lebensmittel mit Pestiziden

Alle Lebensmittel sind mehr oder weniger mit Pflan-
zenschutzmitteln verunreinigt, meist auf den Scha-
len. Nur Bioprodukte sind weitgehend frei davon. 
Auf Weintrauben hat man schon 20 verschiedene 
Wirkstoffe gefunden. Obst und Gemüse wird heute 
mit Pestiziden gespritzt, oft mehr als 25-mal in der 
Saison. Die Mehrfachbelastung ist wissenschaftlich 
noch nicht untersucht. Aber auf die Fruchtbarkeit der 
Menschen haben Pestizide Auswirkungen, und einige 
Mittel sind krebserregend. Die Grenzwerte müssten 
bei null liegen. Die Gesundheitsgefahren sind ein wei-
terer Grund, auf Pesti zide zu verzichten und nur noch 
biologischen Landbau zu betreiben, bei dem Pestizide 
verboten sind.

Abhängigkeit von billigen fossilen Kraftstoffen

Die Landwirtschaft benötigt große Mengen fossiler 
Brennstoffe für die Motoren und für den bezogenen 
Mineraldünger. Für eine erzeugte Kalorie Nahrungsmit-
tel werden 1,6 Kalorien Energie benötigt. Die Bioland-
wirtschaft benötigt nur 0,16 Kalorien. Hinzu kommt 
noch der Energieaufwand für den Transport, die Ver-
arbeitung, den Verkauf, die Lagerung, sodass insge-
samt dann 4 Kalorien für 1 Kalorie erzeugte Nahrung 
erforderlich sind. Der „Peak Oil“ ist vorüber, die Erd-
ölvorräte sind begrenzt, der Ölpreis steigt. Das Ende 
des billigen Öls ist absehbar. Die industrielle Landwirt-
schaft ist aber vom billigen Erdöl abhängig. Der Ver-
zicht auf Stickstoffdünger und die Nutzung von Rapsöl 
als Traktortreibstoff ist der Ausweg.

Abnahme der Bodenfruchtbarkeit

Durch Erosion gehen weltweit jährlich 10 Mio. ha 
Boden verloren. In allen Böden sinkt der Humusge-
halt und damit das Vermögen der Böden, Wasser und 
Nährstoffe zu speichern. Die Böden werden immer 
unfruchtbarer. Bereits 23 Prozent der Böden sind welt-
weit schwer geschädigt. Hinzu kommt die Belastung 
mit Schwermetallen durch die Mineraldünger und 
durch die Pestizide.

Der industrielle Landbau führt zur Abnahme der 
Bodenfruchtbarkeit. Die Anbaupraxis des biologischen 
Landbaus wird nicht angewendet: 20 bis 39 Prozent 
Leguminosenanbau, Untersaaten und Zwischen-
früchte, Hackfruchtanbau im Wechsel zu Halmfrucht-
anbau, Wildkrautbekämpfung durch Jäten oder eine 

dicht schließende Pflanzendecke. Das alles ist mit 
zusätzlichen Kosten verbunden und unterbleibt des-
halb. Nachlassende Erträge führen dem Boden weni-
ger Biomasse zu. Auch der Klimawandel führt durch 
Trockenperioden zu Mindererträgen. Die Folge ist ein 
Abbau des Humusgehaltes im Boden.

Verschmutztes Wasser

Weltweit werden 70 Prozent der Wasserentnahmen 
für die Bewässerung von landwirtschaftlichen Kultu-
ren genutzt. Die Einleitung großer Mengen von Agro-
chemikalien und Tierarzneimitteln verschmutzen das 
Grundwasser. Wirkstoffe aus Tierarzneimitteln können 
aus dem Trinkwasser nicht herausgefiltert werden. 
Da in Deutschland zwei Drittel des Trinkwassers aus 
dem Grundwasser stammen, ist dieses durch Nitrate 
und Arzneimittel belastet. An mehr als die Hälfte der 
Messstellen wird ein zu hoher Nitratwert gemessen. 
Nitrate können im Körper zu krebserregenden Nitros-
aminen umgewandelt werden. Kleinkinder bekommen 
Blausucht. Die industrielle Landwirtschaft schafft 
ein Überangebot an Stickstoffdünger, um auch noch 
die letztmögliche Ertragssteigerung zu bewirken. Die 
Pflanzen können das übermäßige Angebot gar nicht 
verwerten. So gelangt es ins Grundwasser, in die 
Bäche, Seen und Flüsse und ins Meer und führt dort 
zur Verschmutzung und Eutrophierung.

Massentierhaltung erzeugt minderwertiges 

Fleisch und überträgt Krankheiten

99 Prozent des Fleisches wir in Deutschland in kon-
ventioneller (industriemäßiger) Haltung erzeugt. Ein 
schneller Umschlag erfordert eine schnelle Mast. Der 
Verbraucher verlangt fettarmes Fleisch. Die Wenig-
Fett-Züchtung hat die Fleischqualität (blass, weich, 
wässrig) und den Geschmack gemindert. Fett ist 
nun mal Geschmacksträger. Ein dichter Tierbestand 
begünstigt die Entstehung und Ausbreitung von Infek-
tionskrankheiten. Je größer der Bestand, je mehr Anti-
biotika werden verabreicht, ergaben Untersuchungen. 
Diese sind auch im Fleisch enthalten. Nur mit Auslauf 
gehaltene Tiere, die langsam wachsen und wirtschafts-
eigene Futtermittel fressen, haben eine gute Fleisch-
qualität, kosten aber mehr. Wer gutes Fleisch essen 
will, der sollte weniger essen und gibt dann auch nicht 
mehr aus.

Entstehen einer „Agarsteppe“ in ausgeräumter 

Landschaft

Die Schaffung immer größerer Betriebe hat die Bildung 
von immer größeren Schlägen zur Folge. Alle die Bahn 
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der Großmaschinen hinderlichen Landschaftselemente 
müssen verschwinden, um rationell wirtschaften zu 
können. So wurden zahlreich kleine Biotope zerstört, 
Sölle zugeschüttet, Feldwege und Feldraine beseitigt. 
Es entstand eine ausgeräumte Landschaft. In Verbin-
dung mit der weiteren Erderhitzung und der Abnahme 
von Niederschlägen im Einzugsbereich der Elbe kommt 
es zur Versteppung der Landschaft. Es entsteht eine 
deutsche „Sahelzone“.

Sterbende Dörfer

Die Konzentration der Produktion hat dazu geführt, 
dass in manchen Dörfern nur noch wenige Agrarbe-
triebe überlebt haben, oft sogar gar keiner mehr. Es 
werden nur noch wenige Arbeitskräfte gebraucht. 
Immer mehr Dörfer verlieren durch diese Entwicklung 
so viele Einwohner, dass es sich nicht mehr lohnt, 
einen Dorfkrug zu betreiben, einen „Tante-Emma-La-
den“ geöffnet zu halten. Es gibt keinen Landarzt mehr, 
für die Freiwillige Feuerwehr fehlt die komplette Mann-
schaft. Die Vereinskultur bricht zusammen. Der Nah-
verkehr rentiert sich nicht mehr. In stadtnahen Dörfern 
besetzen Städter die Dörfer, da sie in der Stadt die 
Mieten nicht mehr bezahlen können. 

Globalisierungszwang

Die EU-Länder erzeugen einerseits Agrarüberschüsse 
und sind andererseits auf Agareinfuhren angewiesen, 
insbesondere auf Soja als Eiweißfuttermittel. Die EU will 
in ihren Handelsverträgen einen freien Zugang zu den 
Märkten vereinbaren, für Produkte der Industrie und 
zwangsläufig für Produkte der Landwirtschaft. Da müs-
sen die Agrarbetriebe konkurrenzfähig sein. Das sind 
meist nur die industriellen Landwirtschaftsbetriebe. 

Die Übrigen werden durch Subventionen am Leben 
erhalten. In Deutschland in Höhe von 40 Prozent der 
Einkommen durch EU-Subventionen, in Japan 50 Pro-
zent.

Beitrag zur Erderhitzung

Durch die hohe Tieranzahl in den europäischen Län-
dern sind diese gezwungen, Futtermittel zu importie-
ren. Für den Sojaanbau wird der Urwald in Brasilien 
abgeholzt. 60 Prozent des Tropenwaldes befinden sich 
im Amazonasbecken. Diese wichtige CO

2
-Senke wird 

zunehmend abgeholzt und weicht dem Sojaanbau und 
Weiden für Mastrinder. Die deutsche Landwirtschaft 
hat daran einen erheblichen Anteil, importiert sie 
doch jährlich 4,5 Mio. t Soja (EU – 33 Mio. t). Allein 
im Jahr 2019 wurden in Brasilien mit 73  000 Wald-
bränden auf rund 5000 km2 Platz für den Sojabohnen-
anbau geschaffen. So stammen etwa zwei Drittel der 
in Deutschland verfütterten Eiweißfuttermittel aus 
diesem Land. Die intensive Tierhaltung losgelöst von 
der Futtererzeugung in den Betrieben ist Schuld an der 
weiteren Erderhitzung.

Biolandwirtschaft als Rettung

Nur der schnelle Übergang zur Biolandwirtschaft und 
die Besinnung auf die eigenen Produktionskapazi täten, 
der Verzicht auf Import von Futter und Export von land-
wirtschaftlichen Produkten sowie eine 100-prozentige 
Selbstversorgung kann zu einer nachhaltigen klima-
freundlichen Versorgung mit Lebensmitteln führen. 
Die Bundesregierung setzt aber nach wie vor auf die 
fossile naturunverträgliche industrielle Landwirtschaft 
und die für die Landwirtschaft ruinöse globale Markt-
wirtschaft.

Das Pflanzenbekämpfungsmittel gehört chemisch 
zur Gruppe der Phosphonate (Salze und organische 
Verbindungen der Phosphonsäure H

3
PO

3
) und wirkt 

auf alle grünen Pflanzenteile ohne Unterschied. 
In Deutschland wird es vor der Aussaat und nach 
der Ernte bei Getreide, Raps, Mais und Zuckerrü-
ben eingesetzt. Es ist billiger als eine mechanische 
Unkrautvernichtung. Ein Verbot würde zu 5 Prozent 
Ertragseinbußen in der EU führen. Achtunddreißig 
Wildkräuter sind bereits resistent gegen das Mittel.
Im EU-Ausland wird Glyphosat zusammen mit resis-
tenten Genpflanzen eingesetzt. Von der WHO wurde 

Glyphosat 2015 als „wahrscheinlich krebserregend“ 
eingestuft. Im Urin und Blut der Menschen, in der 
Stallluft, dem Kot von Tieren, im Futter, bei Fischen, 
in Honig, Fleisch und Eiern ist es nachgewiesen. 
Österreich hat das Pestizid als erster Staat der EU 
am 2. Juli 2019 verboten.

Deutschland will 2023 nachziehen, wenn die 
EU-Verlängerung der Zulassung ansteht. In den USA 
wurde der Hersteller Monsanto (Bayer) zu Entschädi-
gungen bis zur Milliardenhöhe wegen Krebsfällen in 
Zusammenhang mit der Anwendung des Mittels ver-
urteilt.

Glyphosat
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Gefährdete Arbeitsplätze

1950 hatten wir in Deutschland noch über 2 Mio. Bau-
ernhöfe, heute nur noch rund 270   000. Die Betriebe 
sind immer größer geworden: 1970 nur 7,5  ha im 
Durchschnitt, heute 62,3 ha, in den Ostbundeslän-
dern über 200 ha. Die Bedingungen für den Einsatz 
von Landtechnik und damit auch Robotertechnik sind 
dadurch viel besser geworden. Auf großen Schlägen 
lässt sich Technik rentabler einsetzen. Große Betriebe 
sind finanzkräftiger. Schon immer hinkte die Land-
wirtschaft gegenüber der Industrie in der Mechani-
sierung und Automatisierung hinterher. Dennoch  
wird eingeschätzt, dass von den in Deutschland 
durch die Automatisierung bedrohten 18,3 Mio. 
Arbeitsplätzen (von insgesamt 37,9 Mio.) in der 
Landwirtschaft 50  000 Arbeitsplätze gefährdet sind 
und wegfallen könnten. Von den heute in der Land-
wirtschaft tätigen 940  000 Arbeitskräften (Ak) sind 
450  000 Bauern, also Familienangehörige. Da im 
Schnitt der Betriebe nur knapp über 2  Ak vorhan-
den sind, können diese auch bei Vollautomatisie-
rung nicht wegrationalisiert werden. Die ständigen 
Lohn-Ak mit einer Anzahl von 250  000 arbeiten 
vorwiegend in den großen Betrieben und diese Ak 
sind allerdings durch zunehmende Automatisierung 
gefährdet, ebenso die 286  000 Saison-Ak, die vor 
allem bei der Handpfücke eingesetzt werden. Ins-
gesamt betrifft das aber nur etwa 11  Prozent der 
Arbeitsplätze in der Landwirtschaft, die in Gefahr 
sind. Die Möglichkeiten der Automatisierung sind 
eben bei der Bearbeitung von Naturprodukten in 
Naturverhältnissen beschränkt. 

Volle Mechanisierung aller Arbeitsgänge bringt 
schon eine hohe Arbeitsproduktivität. Werden z. B. in 
einem Betrieb nur Mähdruschfrüchte angebaut und 
auf Viehhaltung verzichtet, dann genügen 2 Ak, um 
die Saat, Düngung und Ernte auf 500 ha durchzufüh-
ren. Das war schon beim Mechanisierungsstand von 
vor 50 Jahren möglich. Daran ändern auch Ernterobo-
ter nichts. Die beiden Ak werden weiterhin als Bauer/
Bäuerin gebraucht. Die zurzeit zögerliche Anwendung 
von Robotertechnik ist auch dem unzureichenden 
Wissensstand der Bauern und dem nicht zur Verfü-
gung stehenden Anlagekapital geschuldet. Im Durch-
schnitt ist in der Landwirtschaft jeder Arbeitsplatz 
jetzt schon mit 465  000 € Kapitaleinsatz ausgestat-
tet – höher als in vielen anderen Volkswirtschafts-
zweigen: Indus trie – 236 000 €, Handel – 120 000 €, 
Baugewerbe – 38 500 €.

Präzisionslandwirtschaft (Precision Farming)

Hierbei geht es einmal um die genaue Lenkung der 
Maschinen per Autopilot und außerdem um die Erken-
nung von Pflanzenzuständen mittels Sensoren. Das 
GPS-System mit bis zu 5 m Abweichung bei der Mes-
sung der Position ist zu ungenau, weshalb Korrekturap-
parate notwendig sind, um eine maximale Abweichung 
von 2 cm zu erreichen, die für die Erkennung von Einzel-
pflanzen durch Sensoren notwendig ist. Viele Traktoren 
und Erntemaschinen werden heute bereits mit Autopilo-
ten ausgeliefert. Sie halten die Spur bei allen Feldarbei-
ten genau ein. Dadurch wird der Traktorist entlastet, hat 
weniger Stress und muss das Lenkrad nur auf dem Vor-
gewende anfassen, und es wird weniger Sprit gebraucht 
(11 Prozent) und werden weniger Düngemittel und Pesti-
zide ausgebracht (7 Prozent), weil es keine „Sicherheits-
überlappungen“ (früher oft mehr als 10 cm) mehr gibt. 
In großen Betrieben kann jeder Traktor für sich fahren 
und es muss nicht mehr in Kolonne gearbeitet werden. 

Es wurden bereits Sensoren entwickelt, die den Pflan-
zenbestand in seinem Entwicklungsstadium einschätzen, 
und diese Angaben können dann für die Dosierung von 
Düngemitteln in Echtzeit verwendet werden. Die Investi-
tionskosten mit ca. 40 000 € für eine solche Anlage wer-
den durch Einsparungen an Betriebsmitteln und durch 
Mehrerträge wieder wettgemacht. Es gibt auch bereits 
Sensoren, die Kulturpflanzen von Wildkräutern unter-
scheiden können und das „Unkraut“ nach Erkennen in 
den Boden stampfen. Dadurch werden Herbizide einge-
spart und die Biolandwirtschaft hat ein Gerät, das die 
„Unkraut“-Beseitigung automatisch vornimmt. Reicht 
bei der Einhaltung der Fahrspur in der Feldarbeit eine 
Abweichung von 10 cm gerade noch aus, so muss bei 
der „Unkraut“-Bekämpfung eine Genauigkeit von 1 bis 

Landwirtschaft 4.0
Götz Brandt

Chemisch „gehackter“ Rübenacker in direkter Nähe zu einem 

Bachlauf.
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2  cm erreicht werden. Ein solcher kamera- und GPS- 
gesteuerter Jäteroboter kostet 100 000 €.

Immer mehr werden die Schläge in kleine Abschnitte 
aufgeteilt, die unterschiedliche Bodenqualität und 
unterschiedliche Mineraldüngerversorgung benötigen. 
Diese erfassten Daten dienen dann der teilflächenspe-
zifischen Versorgung mit Hilfe von Programmen, die an 
den Geräten die Ausbringmengen regulieren.

Drohneneinsatz

Fast jeder zehnte Bauer setzt heute bereits Drohnen-
technik ein, vor allem Bauern mit mehr als 100 ha An- 
baufläche. Die Anschaffungskosten sind erschwinglich: 
 Auch unter 4000 € bekommt man bereits eine Drohne, 
für das Doppelte eine mit Multispektralkamera. Einge-
setzt werden die Drohnen, um den Nährstoffbedarf, 
den Wasserbedarf, Krankheiten und den Schädlings-
befall, den Reifegrad und Wildschäden zu ermitteln. 
Sie helfen aber auch, um beispielsweise ein Kitz vor 
dem Mähdrescher zu retten und finden Verwendung 
in der Pflanzenzüchtung. Drohnen können auch ein-
gesetzt werden, wenn Schädlingsbefall bei Mais fest-
gestellt wird. Dann werfen sie Eier von Schlupfwespen 
ab, die dann ausgeschlüpft die Maiszünsler abtöten.

Es gibt auch große Drohnen mit 9,2 m Durchmesser 
und 18 Rotoren. Mit ihnen kann man Schädlingsbe-
kämpfungsmittel ausbringen. Sie können in niedriger 
Höhe mit GPS-Steuerung präzise arbeiten. Vermieden 
wird eine Bodenverdichtung durch Fahrzeuge. Einsatz-
gebiet sind auch Steilhänge im Weinbau. Diese Drohnen 
sind wirtschaftlicher und genauer in der Ausbringung als 
Helikopter und können in der Stunde 6 ha besprühen. 

Melkroboter

Melken ist eine körperlich schwere Arbeit, auch bei 
Mechanisierung durch Melkmaschinen. In Deutschland 
wurden 2019 etwa 4,2 Mio. Kühe in 61  000 Betrieben 
gehalten. Die Anzahl der Milchviehbetriebe war 1970 
noch 12-mal höher. Auch hier ist eine Konzentration 
der Produktion zu verzeichnen, die für den Einsatz von 
automatisch laufenden Maschinen günstig ist. Heute 
wird kaum noch eine Kuh von Hand gemolken. Nach 
den Rohrmelkanlagen, heute noch in Kleinbetrieben 
zu finden, wurden Melkstände (Fischgrätenmelkstand, 
Tandemmelkstand, Side-by-side-Melkstand) in Verbin-
dung mit Laufställen, in denen sich die Kühe frei bewe-
gen können, eingeführt. 70 Prozent der Kühe stehen 
heute in Laufställen. In den modernen Melkständen 
kann ein Melker 55 bis 85 Kühe pro Stunde melken. 
Melker erhalten etwa 30 000 € Lohn im Jahr, die nur 
bei Beständen über 50 Kühen bei hohen Milchleistun-
gen je Kuh erwirtschaftet werden können. 

Robotermelkstände, die alle Arbeitsschritte (Tierer-
kennung, Euterreinigung, Zitzenreinigung, Vormelken 
zur Qualitätskontrolle, Mengenmessung, Milchfluss-
dauer je Euterviertel, Brunst- und Krankheitserfas-
sung, Kraftfuttergabe) beim Melkvorgang übernehmen, 
haben den Vorteil, dass ein Melker nicht mehr dabei 
sein muss. Roboter gibt es sowohl für Melkstände, 
Melkkarussells und auch als Einzelroboter, ebenso als 
Nachrüstung. Diese Melkroboter sparen kaum Arbeits-
zeit. Bei optimalem Einsatz werden 10 Arbeitskräfte-
stunden pro Jahr und Kuh gespart. Die Kühe laufen 
allein in den Robotermelkstand, wenn sie Druck im 
Euter haben oder Lust auf ein Leckerli, das Kraftfutter. 
So können gierige Kühe bis zu 7-mal am Tag durch den 
Roboter laufen. Waren sie schon gemolken, dann wirft 
der Roboter sie wieder aus der Box, ohne Leckerli. Etwa 
5 Prozent der Kühe sind für die automatischen Anla-
gen ungeeignet (Euterform, Überreaktion) und müssen 
aussortiert werden. Melkroboter werden gegenwärtig 
dennoch bereits in 5000 Betrieben eingesetzt, um 
die Arbeitszeit flexibler einteilen zu können und unab-
hängig von den sonst feststehenden Melkzeiten zu 
werden. Man braucht zwar keinen Melker mehr, aber 
einen Computerfachmann, der vom Roboter jederzeit 
angefordert werden kann. Der Bauer muss die Anlage 
warten, kann sich aber mehr um die Gesundheit der 
Kühe kümmern. Die Melkroboter sind teuer: Ein Melk-
stand kostet bis zu 200 000 €, mit dem man 55 Kühe 
melken kann. Dazu kommt ein Wartungsvertrag mit 
bis zu 5000 €/a, die Versicherung mit 1200 €/a und 
der Kapitaldienst. Dennoch wird heute bei jedem Stall-
neubau ein Melkroboter eingeplant. Bei den niedrigen 
Milchpreisen kann in der Regel der Kapitaldienst nicht 
geleistet werden, die Bauern verschulden sich.

Melkmaschine in einem Melkstand.
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Unter Monokultur versteht man den Anbau einer ein-
zigen Pflanzenart über mehrere Jahre auf derselben 
Fläche. Die Natur jedoch ist immer Multikulti, immer 
wachsen verschieden Pflanzenarten nebeneinander in 
einer Gemeinschaft, in einem Biotop. In Mischkulturen 
wachsen die Pflanzen besser und sind vor Schädlingen 
und Unkräutern besser geschützt, wie besonders im 
Gemüsebau erprobt wurde.

Echte langjährige Monokulturen sind vor allem aus 
anderen Erdteilen bekannt: der Weizen- Mais- und 
Baumwollgürtel in den USA, die Sojabohnenplantagen 
in Brasilien und Argentinien, die Kaffee-, Kakao- und 
Bananenplantagen im Tropengürtel sowie die Oliven-
haine im Mittelmeergebiet. Auch in der Forstwirtschaft 
sind Monokulturen bekannt, wie z. B. reine Kiefernbe-
stände. Weltweit ist als Monokultur schon sehr lange 
der Reisanbau bekannt. Da werden aber die Schäd-
linge und die Unkrautpflanzen jedes Jahr ertränkt und 
können sich nicht weiter verbreiten. In unseren Brei-
tengraden können sich aber Wildkräuter, Insekten und 
Pilze von Jahr zu Jahr vermehren, wenn man immer die 
gleiche Kultur anbaut. Auch deshalb wurde nach der 
Dreifelderwirtschaft des Mittelalters (Wintergetreide, 
Sommergetreide, Brache) im 18.  Jahrhundert die 
Fruchtwechselwirtschaft eingeführt. Da kamen in die 
Fruchtfolge zusätzlich Hackfrüchte (Kartoffeln, Rüben), 
Futterkulturen (Luzerne, Klee) und Hülsenfrüchte (Erb-
sen, Saubohnen, Lupinen) zum Anbau. Später kamen 

noch Ölfrüchte (Raps, Lein) und Industriekulturen 
(Flachs) hinzu. Der Bauer hatte eine reichhaltige Aus-
wahl für eine vielseitige Fruchtfolge. Noch zu DDR-Zei-
ten musste jede LPG alle Feldfrüchte anbauen, die zur 
Versorgung der Bevölkerung notwendig waren und 
deren Anbau vom Boden und Klima her am jeweiligen 
Standort gute Erträge erwarten ließ. Der Vorteil war, 
dass sich die pflanzenspezifischen Schädlinge weniger 
stark vermehren konnten. Die spezifischen Wildkräuter 
wurden unterdrückt. Auf humus- und düngerzehrende 
konnten humus- und düngermehrende Pflanzenarten-
arten angebaut werden. Leguminosen speichern z. B. 
mit den an den Wurzeln haftenden Knöllchenbakte-
rien Stickstoff, der der nachfolgenden Kultur zu Gute 
kommt. Es mussten daher weniger Schädlingsbekämp-
fungsmittel und weniger Mineraldünger eingesetzt 
werden. Diese Anbaumethoden waren naturnäher und 
umweltverträglicher als die heute übliche ausgedünnte 
Fruchtfolge bis hin zu Monokulturen.

Es gibt einige Pflanzenarten, die mit sich selbst ver-
träglich sind und die mehrere Jahre hintereinander ange-
baut werden können, zum Beispiel Roggen. Auf dem 
Versuchsfeld Tyrow wird Roggen seit über einhundert 
Jahren hintereinander ohne Ertragsverlust angebaut, 
da die entnommenen Nährstoffe immer wieder zuge-
führt wurden. Auch Mais eignet sich zum wiederholten 
Anbau, ist aber stark humuszehrend und düngerzehrend 
sowie zunehmend von Schädlingen befallen. 

Neben dem Melken sind in den Ställen auch das 
Ausmisten (Faltschieberanlagen), das Füttern mit 
Grundfutter (Verteilwagen, Futterschieber), die Kraft-
futterfütterung im Melkstand, die Milchkühlung, 
Milchtankreinigung und die Klimatisierung des Stalles 
automatisiert. Das Reinigen der Maschinen und Anla-
gen wird in der Regel noch von Hand und mit dem Kär-
cher-Gerät vorgenommen.

Auch bei der Sauenhaltung, im Hühnerstall, bei 
Kälbern, im Schweinemaststall und bei der Pferdehal-
tung werden Automatikanlagen eingesetzt und neue 
Anlagen erprobt. In automatisierten Ställen wird eine 
hohe Arbeitsproduktivität erreicht. Die Tierkonzent-
rationen waren in der DDR weitaus höher als in der 
BRD. Zum Beispiel hatten Schweinemastanlagen in 
Eberswalde und Neustadt/Orla über 185  000 Mast-
schweine. Die Schädigung der umliegenden Flächen 
und des Grundwassers durch Gülleausbringung waren 
enorm. Dennoch werden vorwiegend in Ostdeutsch-
land immer noch Anlagen mit 60 000 Mastschweinen 

neu eingerichtet. Die industriellen Anlagen für die Eier-
produktion, für Schlachtgeflügel, für Bullen- und Käl-
bermast sind voll mechanisiert und automatisiert. Da 
werden nur noch wenige Arbeitskräfte gebraucht, vor 
allem, um die Technik, Elektrik und Steuerung in Gang 
zu halten und weniger, um die Tiere zu betreuen. Auch 
in der Lagerhaltung für Futtermittel und Feldfrüchte ist 
die Automatisierung weit voran geschritten.

Erst wenn die Konzentration der Produktion in der 
Landwirtschaft fast alle bäuerlichen Betriebe aufgeso-
gen hat und überall und nicht nur in Ostdeutschland 
Betriebe über 500 ha entstehen, wird die Automati-
sierung sich in allen Betrieben durchsetzen. Das wird 
beim gegenwärtigen Tempo noch einige Jahrzehnte 
dauern. Ohnehin sind bereits mehr als die Hälfte der 
landwirtschaftlichen Nutzflächen Pachtflächen, von 
Bauern, die aufgeben mussten. Die gegenwärtige 
EU-Alimentierung hält diesen Prozess zwar auf. Aber 
die nächste Wirtschaftskrise kommt bald und wird die-
sen Prozess wieder beschleunigen.

Monokulturen sind nicht nachhaltig
Götz Brandt
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Die globale kapitalistische Marktwirtschaft verlangt 
von jedem Marktteilnehmer unerbittlich, die Kosten 
zu senken, die Erträge zu steigern, die Lohnkosten zu 
senken, die Qualität der Produkte zu verbessern und zu 
vereinheitlichen. Wer in diesem Konkurrenzkampf nicht 
mithalten kann, der muss aufgeben. So mussten von den 
4,8 Mio. landwirtschaftlichen Betrieben, die es 1949 in 
Gesamtdeutschland noch gab, bis heute fast 4,6 Mio. 
aufgeben. Und die Konzentration der landwirtschaft-
lichen Produktion ist noch lange nicht abgeschlossen, 
denn jährlich gehen von den 2019 noch vorhandenen 
260  000 Betrieben etwa 4000 pleite. Beim gegenwär-
tigen Entwicklungsstand der Produktivkräfte (Maschi-
nen, Anlagen, Ställe, Kenntnisse und Erfahrungen der 
Bauern) ist eine Betriebsgröße von 3000 bis 5000 ha 
bei reinen Ackerbaubetrieben ohne Viehhaltung opti-
mal. Für ganz Deutschland wären das 2600 bis 4500 
Betriebe. Im Osten Deutschlands gibt es bereits derar-
tig große Betriebe, die Nachfolger der LPGs. Es werden 
also in den nächsten Jahren weitere 200  000 Betriebe 
insolvent werden, wenn die globale kapitalistische 
Marktwirtschaft weiterhin bestehen bleibt. Die kapita-
listischen ökonomischen Gesetze setzen sich, wie Marx 
erkannte, unabhängig von unserem Willen durch. 

Der Einsatz großer Erntemaschinen verlangt große 
Schläge und einen flächenmäßigen Umfang der Ernte-
flächen, die einen rentablen Einsatz wenigstens eines 
Mähdreschers ermöglicht. Das wären etwa 500 bis 
800  ha Kampagneleistung (bei vorhandener Trock-
nungsanlage). Noch effizienter lassen sich große Ernte-
maschinen einsetzen, wenn auch der Abtransport der 
Ernte rationell organisiert werden kann. Dafür ist dann 
ein Erntekomplex von etwa 3 Mähdreschern notwen-
dig, also 1500 bis 2400 ha Druschfrüchte. Allein vom 

rationellen Einsatz der Maschinen her ist ein Anbau 
von Monokulturen (nur Getreide und andere Drusch-
früchte wie Raps, Hülsenfrüchte) profitabel. 

Früchte in Monokultur sind zwar effizient und renta-
bel zu bewirtschaften, aber im Anbau nicht nachhaltig. 
Nachteilig ist die einseitige Düngung bei bestimm-
ten Pflanzenarten wie zu viel Gülle auf Mais, der viel 
Stickstoff braucht, der dann als Nitrat im Grund-
wasser erscheint. Die Anfälligkeit gegen Schädlinge 
und Unkräuter wächst von Jahr zu Jahr. Immer mehr 
Pestizide und Herbizide sind notwendig. Dadurch ent-
stehen resistente Unkräuter (Ackerfuchsschwanz in 
Norddeutschland) und resistente Insekten. Wildtiere 
finden in den Monokulturen auf großen Flächen nur 
ein sehr einseitiges Futterangebot. Für Insekten und 
Bienen fehlt die Nahrungsvielfalt. Der Artenreichtum 
sinkt. Durch lange offene Bodenflächen nach der Ein-
saat (Mais wächst erst ab 15 °C) ist der Boden offen für 
Starkregen und Stürme, die Bodenerosion nimmt zu.

Dennoch wird in vielen Landwirtschaftsbetrieben 
die Fruchtfolge immer weiter verengt. Ein Grund sind 
die Einsparungen bei der Anzahl der notwendigen 
Maschinen. Wer nur Mähdruschfrüchte und keine 
Hackfrüchte mehr anbaut, der braucht nur noch eine 
Erntemaschine – den Mähdrescher, wenn das Stroh 
vom Mähdrescher gleich gehäckselt wird. Mit dem 
zusätzlichen Einsatz eines Geräts, mit dem das Saat-
bett bereitet und gleichzeitig die Aussaat vorgenom-
men wird („pfluglose Bodenbearbeitung“ bereits auf 
40 Prozent der Ackerflächen) kommt man mit einem 
geringen Kapitaleinsatz aus. Ein 500-ha-Hof (Durch-
schnitt in Deutschland 63 ha) kann dann ohne wei-
teres von nur einem Bauernehepaar bewirtschaftet 
werden, die nach der Ernte im November im warmen 
Sizilien überwintern können. Ein weiterer Grund ist die 
Möglichkeit, einmal eingefahrene Vermarktungswege 
immer wieder nutzen zu können. Auch muss man sich 
nur Spezialwissen über wenige Pflanzenarten aneig-
nen.

In Deutschland wird vor allem die „Vermaisung“ der 
Landschaft kritisiert. Mais liebt ein warmes Klima, er 
stammt ja aus Mittelamerika, aber er braucht im Juli/
August viel Regen, der aber bei zunehmendem Klima-
wandel im Winter fallen wird und in den Sommermona-
ten herrscht zukünftig Dürre. Mais kann also ein Opfer 
des Klimawandels werden. Dennoch werden gegen-
wärtig noch 2,6 Mio. ha (von 11,8 Mio. ha Ackerland) 
mit Mais angebaut, 75 Prozent davon für die Biogaser-
zeugung, seit Jahren in unveränderter Höhe. Im Boden 
der Maisanbauflächen findet man viel Nitrat und im 
Grundwasser auch. Der häufige Anbau fördert den 
Maiszünsler, die Fritfliege, den Maiswurzelbohrer und 
der Einsatz von Spritzmitteln nimmt zu. Diese Nach-
teile werden mit Recht kritisiert.

Maisernte in Warendorf (Deutschland).
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Bedeutung der Landwirtschaft

Auf Auto, Kreuzfahrt und Flugzeug kann man verzich-
ten, aufs Essen nicht. Landwirtschaft ist unverzicht-
bar. Aber bei der Bruttowertschöpfung Deutschlands 
ist die Land-Wald-Fischwirtschaft mit nur 0,9 Prozent 
unbedeutend. Nur 1,4 Prozent der Beschäftigten arbei-
ten dort (0,6 Mio.). Die Hälfte der Fläche Deutschlands 
wird von Bauern bewirtschaftet: Davon sind zwei Drittel 
Ackerland und ein Drittel Dauergrünland. Auf 60 Pro-
zent werden Futter fürs Vieh angebaut, auf 20 Prozent 
Lebensmittel und auf 20 Prozent Mais für Biogas und 
Raps für Biokraftstoffe. Der Selbstversorgungsgrad 
ist hoch – wenn man den Futtermittelimport nicht 
berücksichtigt: 2019 – 88 Prozent (1990 – 98 Prozent). 
Bei Fleisch, Milch, Kartoffeln und Getreide weit über 
100 Prozent, bei Gemüse, Obst, Honig um die 30 Pro-
zent und bei Eiern über 70 Prozent.

Das Agrarpaket der Regierung 2019

Die Landwirtschaft muss, wie alle Volkswirtschafts-
zweige, umwelt- und klimaverträglicher werden. Zum 
Beispiel verletzt Deutschland die EU-Richtlinien zum 
Schutz des Wassers und riskiert Strafzahlungen. 
Diese Richtlinien können aber nur eingehalten wer-
den, wenn weniger Gülle ausgebracht wird, weniger 
Stickstoffdünger auf die Felder und Wiesen kommt 
und weniger Pestizide und Herbizide (Glyphosat) 
gespritzt werden. Dadurch können die Trinkwasser-
qualität gehoben, die Eutrophierung der Gewässer 
gemildert und die Klimagasemissionen (Methan, Lach - 
gas) gesenkt werden. Die Regierung hat eigentlich keine 
Wahl, sie muss Maßnahmen ergreifen. Sie hat in ihrem 
Klimapaket die Reduzierung der Emissionen in der Land-
wirtschaft mit 31 bis 34 Prozent beschlossen und will 
auch durch das Agrarpaket diese Ziele erreichen.

Das Agrarpaket 2019 setzt strengere Dünge regeln, 
besseren Schutz der Insekten (ab 2023 kein Glyphosat 
mehr), die Einhaltung eines staatlichen Tierwohllabels 
und die Umschichtung der EU-Transferzahlungen hin zu 

mehr Umweltschutz durch. Das bedeutet für die Land-
wirte Ertragsminderungen und Kostensteigerungen in 
Verbindung mit niedrigeren Preise durch Konkurrenz 
mit den Agarexportländern in Amerika. Massenhafte 
Betriebspleiten und Anheizen des Höfesterbens wären 
die Folge. Der Berufsstand schlägt Alarm.

Die „Umweltverschmutzer“

Die Vorwurfliste der Umweltschützer gegenüber den 
Bauern ist lang: Sie machen unsere Umwelt kaputt mit 
zu viel Stickstoffdünger im Grundwasser, zu viel Gülle, 
zu viel Pestiziden und Herbiziden, zu viel Schwerme-
tallen im Dünger, zu viel Treibhausgasen, vor allem 
den hochwirksamen Gasen Methan und Lachgas, 
mit Insektensterben, Verringerung der Artenvielfalt, 
Humusabbau und Verlust der Bodenfruchtbarkeit, mit 
Wasser- und Winderosion der Ackerflächen, Boden-
verdichtungen, Eutrophierung von Flüssen, Seen und 
Meeren, mit eintönigen, ausgeräumten Landschaf-
ten, Vermaisung der Landschaft durch Monokultur - 
kurzum: Die Bauern nehmen keine Rücksicht auf die 
Natur, und die EU-Vorschriften werden nicht eingehal-
ten. Die Landwirtschaft würde von der Regierung wie 
eine „Sonderwirtschaftszone“ behandelt, in der das 
Verursacherprinzip außer Kraft gesetzt sei. Bauern 
würden für unterlassene Grundwasserverschmutzung 
Geld bekommen. Die Natur würde kostenlos und 
schonungslos ausgebeutet. Die Bauern vergiften ihre 
Äcker. Das alles sind Vorwürfe, die z.  T. begründet 
und nachgewiesen, aber z.  T. auch unbewiesen sind 
(Nitrat-Meßstellennetz).

Die Landwirte wehren sich gegen diese Anschul-
digungen: Wir sind Klimaopfer und die geringsten 
Klimasünder, wir sind keine Tierschänder und Umwelt-
verschmutzer: „No farmers, no food, no future.“

Zwang zur industriemäßigen Landwirtschaft

Die industrielle Produktion bedroht insgesamt die 
Natur, nicht nur die industriemäßige Produktion in 

Bauern in der Zwickmühle
Götz Brandt

Die Zunahme großer, auf Druschfrüchte spezialisier-
ter Ackerbaubetriebe ist im Kapitalismus gesetzmäßig 
und alle Kritik an dieser nicht nachhaltigen Bewirt-
schaftungsweise wird den Prozess der Konzentration 
der Produktion in der Landwirtschaft nicht aufhalten. Er 
wird erst zum Stillstand kommen, wenn die entwickel-
ten Produktivkräfte mit der Betriebsgröße im Einklang 

stehen. Alle Versuche, eine Betriebsvergrößerung 
durch Genossenschaften oder Nachbarschaftshilfen 
zu verzögern, haben bisher keinen durchschlagenden 
Erfolg gehabt.

Haut Ackergift die Pflanzen um, bleiben auch die 

Vögel stumm. (BUND)
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der Landwirtschaft. Mitte der 50er Jahre begannen 
die Mechanisierung und der Weg in die industrielle 
Landwirtschaft. Diese Entwicklung wurde von der EU 
gefördert und führte zu einem immensen Höfesterben. 
Nur große Betriebe mit großen Flächen können die 
Maschinen kaufen und rationell einsetzen. Gegenwär-
tig liegt die Wachstumsschwelle, ab der die Anzahl der 
Betriebe nicht abnimmt, sondern wächst, bei 200 ha. 
Noch fast 85 Prozent der Betriebe liegen unter diesem 
Grenzwert. Von den 1,5 Mio. Betrieben im Jahre 1960 
sind heute nur noch 0,26 Mio. übrig geblieben. Jähr-
lich müssen 1,7 Prozent der Betriebe aufgeben, etwa 
5000. Bei den Milchviehbetrieben sind es sogar 8 Pro-
zent jährlich. Zwischen 2005 und 2018 haben 40 Pro-
zent der Milchviehhalter aufgegeben und 75 Prozent 
der Schweinehalter. Dieser Strukturwandel ist, unge-
achtet der heuchlerischen Politikerreden, politisch 
gewollt. Die Landwirtschaft soll fit gemacht werden für 
die internationale Konkurrenz und für Freihandelsab-
kommen mit Agrarländern, wovon die Exportindustrie 
profitiert. Während des Dürrejahres 2018 ist in einigen 
Landstrichen die Zahl der Insolvenzen stark angestie-
gen, trotz der 228 Mio. € staatlicher Nothilfen. Der Kli-
mawandel beschleunigt den Strukturwandel.

Zunehmend haben die Bauern keinen Nachfolger 
mehr. Die Töchter und Söhne gehen in die Stadt auf 
Arbeitssuche, Bauernbräute fehlen. Die Hälfte der 
Betriebe wird nur noch im Nebenerwerb bewirtschaf-
tet. Die Hälfte aller Flächen sind inzwischen Pacht-
flächen. Ein Strukturwandel, der wegen fehlender 
aktueller Katastrophenfälle und wegen seiner schlei-
chenden Erscheinung in den Medien kaum Beach-
tung findet. Immerhin haben in den letzten 30 Jahren 
in der Landwirtschaft über 1  Mio. Menschen ihre 
Arbeit verloren. Kein Aufschrei der Politik, aber wenn 
8000  Braunkohlekumpel ihre Arbeit verlieren, dann 
stehen Milliarden Euro zur Verfügung.

Am EU-Tropf

Die GAP-Mittel (Gemeinsame Agrar-Politik) gibt es seit 
1962. Zuerst nach Produktionsmenge verteilt, wurden 
sie ab 2003 nach Fläche ausgegeben. In Deutsch-
land 2019 im Durchschnitt 250  €/ha. Von den etwa 
60 Mrd. € EU-Mitteln für die Landwirtschaft erhalten 
die deutschen Bauern 6,2 Mrd. €, davon direkt auf die 
Fläche bezogen 4,85 Mrd. €. Bauern, die Vieh halten, 
können über die Erzeugerpreise zunehmend nicht mehr 
ihre Produktionskosten decken. Bei Milch müssten die 
Bauern 43 ct/kg erhalten, können aber nur 34 ct/kg 
als Erzeugerpreis realisieren. Viele Michbauern können 
nur überleben, weil sie Transferzahlungen von der EU 
erhalten, die oftmals 80 Prozent der Einnahmen aus-
machen. Sie hängen am Tropf der EU. Diese Zahlungen 

sollen gekürzt werden zugunsten von umwelterhal-
tenden Betriebsausgaben. Ohne die Flächenprämie 
von der EU gehen die Bauern reihenweise pleite. Der 
Verschuldungsgrad lag 2019 im Durchschnitt bei den 
Ackerbaubetrieben bei 20 Prozent und bei den Milch-
viehbetrieben bei 26 Prozent. Löhne und Gewinn je 
Arbeitskraft lagen bei 35 000 €/a. Das Durchschnitts-
bruttoeinkommen ist in Deutschland 44 000 €.

Bauernzusammenschluss ohne Bauernverband

Der Bauernverband vertritt nach eigenen Angaben 
90 Prozent der Bauern. Aber die Mehrzahl der Bauern 
ist der Meinung, dass der Verband politisch keine 
Stimme mehr hat und von der Politik nicht mehr wahr-
genommen wird. Die Präsidenten der Bauernverbände 
wären zu stark in den Politikbetrieb eingebunden und 
an Aktionen nicht interessiert. Der Verband kann die 
mehrheitlich CDU/CSU-wählenden Bauern nicht mehr 
bei der Stange halten. Er sieht seine Felle davon-
schwimmen. FDP und AfD wettern gegen die Landwirt-
schaftspolitik der CDU und wollen ihnen die Wähler 
abspenstig machen.

Deshalb hat sich am 1.10.2019 ein privater ver-
bandsneutraler Zusammenschluss gegründet: „Land 
schafft Verbindung“. 40  000 Bauern sind bereits in 
diesem Verband vereinigt und 115 000 folgen ihm in 
Internet. Der Bauernverband hat dafür „volles Ver-
ständnis“, solange die Bauern gewaltfrei bleiben. 
Eigentlich hätte der Bauernverband als Interessenver-
treter der Bauernschaft die von dem neuen Zusam-
menschluss organisierten Aktionen auslösen müssen. 
Aber er schaut nur zu, wenn Traktorensternfahrten 
stattfinden. Missliebige Politiker bekommen schon 
mal eine Fuhre Mist vor die Tür gekippt. Aber das ist 
ja noch gewaltfrei.

Gründungsorganisatorin des neuen Zusammen-
schlusses war die Bäuerin Maike Schulz-Broes aus 
Niedersachsen, die das Logo und den Namen kre-
iert hat. Der Zusammenschluss hat einen Beirat auf 
Bundesebene und 2 Sprecher, in den Bundesländern 
„Orga-Teams“. Das Programm des Zusammenschlus-
ses ist Folgendes:

 Wir sind gegen das Agrarpaket der Regierung, das 
ohne unsere Mitwirkung zustande gekommen ist. 
Wir machen keine gemeinsame Sache mit dem Bau-
ernverband. Die Regierung fasst Beschlüsse über 
die Köpfe hinweg, ohne Beratung mit den Betroffe-
nen. Wir wünschen Kooperation anstelle von Ver-
botspolitik.
 Die Regierung regelt mit „unsinnigen Auflagen“ 
die Agrarproduktion runter. Wir sind gegen Mehr-
kosten durch die neuen Auflagen und wollen keine 
Mindererträge, die zu billigen Importen führen, aus 
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Ländern, die keine Umweltstandards haben, die wir 
aber einhalten müssen. Wir brauchen auskömmli-
che Preise für unsere Produkte.
 Importierte Waren müssen deutsche Standards 
erfüllen. Wir sind gegen das Mercusor-Handelsab-
kommen mit Ländern Südamerikas. Der Import von 
Nahrungsmitteln aus Südamerika (z. B. Rindfleisch) 
führt zu Wettbewerbsverzerrungen.
 Mehr Arten- und Tierschutz kostet Geld, das die 
Regierung bereitstellen muss, wenn sie Forderun-
gen stellt, aber keine Peanuts (50  Mio.  € gegen 
Artensterben für 260 000 Betriebe – 192 € je Hof)
 Die Regierung heizt das Höfesterben weiter an. 
Durch die Maßnahmen der Regierung sind vor allem 
die bäuerlichen Betriebe betroffen, die aufgeben 
müssen.

Der neue Zusammenschluss hat Tausende Traktoren in 
Marsch gesetzt in allen Großstädten und hat gezeigt, 
dass die Bauern sich die Regierungsbeschlüsse nicht 
gefallen lassen ohne Mitsprache und ohne Gegen-
leistungen der Regierung. Der Zusammenschluss will 
weiter arbeiten und sich nicht auflösen. Er schätzt ein: 
Wir haben es geschafft, dass über die Landwirtschaft 
wieder geredet wird. Veränderungen hat er aber noch 
nicht erreicht.

Lösungen gegen die Pleite

Wie können die kleinen Bauernhöfe der Pleite entge-
hen? In der Viehwirtschaft geht das nur durch Betriebs-
vergrößerung auf mindestens 50 Kühe, die von einem 
Melkroboter bedient werden können. In der Schweine- 
und Geflügelhaltung sind der Betriebsgröße nur örtlich 
Grenzen gesetzt. Die Gülleausbringung muss gesichert 
sein ohne Überdüngung der Flächen. Anders sieht das 
in der Feldwirtschaft aus. Hier können sich die Bauern 
gemeinsam große Maschinen kaufen, die Maschinen 
des Nachbarn in Anspruch nehmen, einen Lohnunter-
nehmer mit der Wiesenmahd, dem Getreidemäh-
drusch, der Strohbergung usw. beauftragen. Dadurch 
entgeht er den umfangreichen Investitionen, denn 
die großen Maschinen sind teuer und werden immer 
teurer. Der Verschuldungsgrad ist ohnehin schon sehr 
hoch und die Abschreibungen belasten die Betriebe.

Um die niedrigen Erzeugerpreise zu umgehen, kann 
Direktvermarktung helfen: Bauernmärkte, Hofläden, 
Milchtankstellen, Gemüsekistenlieferungen direkt an 
die Verbraucher, Produktlieferungen (Hemme-Milch) 
in die Haushalte.

Die sieben Zwickmühlen der Bauern

1 Klimasünder wider Willen: Die Landwirtschaft 
kann ohne Emissionen nicht produzieren, hat sie nie 

gekonnt. Der Großteil der Emissionen entsteht durch 
die Rinderhaltung, 95 Prozent der Gesamtemissionen 
der Landwirtschaft. Rinder geben nun mal Methan 
von sich bei der Verdauung, das 25-mal wirksamer 
ist als Kohlendioxid. Verringern kann man dies nur, 
wenn weniger Rindfleisch gegessen und der Mast-
rinderbestand verringert wird. Auch durch weniger 
Butter- und Käseverzehr lassen sich die Emissionen 
verringern. Das liegt aber im Verantwortungsbereich 
der Verbraucher und nicht der Landwirte. Die Lach-
gas-Emissionen (300-mal wirksamer als CO

2
) entste-

hen sowohl in der Viehhaltung (Gülle) als auch beim 
Ackerbau (Stickstoffdüngung). Weniger Stickstoff-
düngemittel führen aber zu Mindererträgen, und das 
muss dann vom Staat ausgeglichen werden.

2 Wasserverschmutzer: Im Grundwasser mancher 
Gegenden mit hohem Viehbestand (Niedersachsen) 
können die Grenzwerte nicht eingehalten werden, 
zu viel Nitrate, Pestizide, Medikamentenrückstände. 
Einschränkungen sind nur durch Schließung von 
Tiergroßanlagen und weniger Düngemitteleinsatz 
möglich. Folge: Mindererträge.

3 Subventionsempfänger: Um die Weltmarkttaug- 
lichkeit herzustellen und um den Bestand der 
Betriebe zu sichern, hat die EU 1962 die Alimentie-
rung der Landwirtschaft eingeführt. Dadurch kön-
nen die Lebensmittelpreise niedrig gehalten, der 
Absatz der Industriegüter gefördert und Handels-
verträge mit Agrarländern abgeschlossen werden. 
Ohne diese Subventionen gehen die Höfe pleite.

4 Artensterbenverursacher: Die industrielle Land-
wirtschaft hat zum vermehrten Einsatz von Mine-
raldüngern und Pestiziden geführt, Monokulturen 
und Vermaisung haben zugenommen, ausgeräumte 
Landschaft sind entstanden. Das führte zum drama-
tischen Rückgang der Insektenpopulationen. Abhilfe 
kann nur der Übergang zur Biolandwirtschaft schaf-
fen. Das ist mit Mindererträgen möglich und muss 
vom Staat unterstützt werden.

5 Bodenvernichter: Die Landwirte der großen 
Betriebe behandeln den Boden nur als Substrat 
für Dünger und Pflanzenwurzeln, so wie in den 
Gewächshäusern mit Substraten als „Boden“ 
gearbeitet wird. Der Humusgehalt nimmt rapide ab, 
die Erosion durch Wind und Wasser nimmt zu. Der 
fruchtbare Bodenfonds wird kleiner.

6 Betriebsvergrößerung und Höfesterben: Immer 
mehr kleine Betriebe können ökonomisch nicht 
mehr mithalten und müssen aufgeben. Damit sind 
viele Menschenschicksale verbunden. Familien 
lösen sich auf, Nachfolger fehlen, die Jugend wan-
dert ab, die Dörfer sterben.

7 Keine Realisierung kostendeckender Erzeuger-

preise: Durch den internationalen Preisdruck aus 
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Ländern, die Getreide, Soja, Zuckerrüben, Obst und 
Gemüse billiger herstellen können, weil sie billige 
Arbeitskräfte und rationelle Gentechniksorten ein-
setzen, werden die deutschen Bauern unter Druck 
gesetzt. Zwar kommen viele Arbeitskräfte aus den 
Ostländern nach Deutschland, aber die bekommen 
mehr Lohn als die Arbeiter in Süd- und Nordamerika.

Radikale Lösungen

Die bisherigen Bauernaufmärsche und Verkehrsbehin-
derungen durch die Traktorensternfahrten haben nicht 
viel bewirkt. Die Regierung ist unbeeindruckt, und die 
Verkehrsteilnehmer schimpfen. Wie kann der Druck 
erhöht werden, ist die Frage.

Vor allem braucht die Bauernschaft eine Gewerk-
schaft, im Sinne von Lohnkämpfen durch Streiks, um die 
Erzeugerpreise (Lohn) zu erhöhen. Streik bedeutet, die 
Lieferungen an die Handelsketten einzustellen. Bei Feld-
früchten und Fleisch kein großes Problem, jedoch bei 
Milchprodukten kaum zu realisieren. Das Hauptproblem 
ist, das alle mitmachen, was bei den oft eigensinnigen 

Bauern schwer zu machen ist. Die französischen Bauern 
machen es mit ihrer Bauerngewerkschaft (FNSEA) vor, 
sie verbünden sich mit den Gelbwesten, fahren Gummi-
reifen auf die Autobahn und karren Mist auf die Markt-
plätze. Sie sind radikaler in ihrem Vorgehen.

Die Bevölkerung muss natürlich weiterhin über den 
Hofverkauf und die Bauernmärkte versorgt werden, 
aber zu höheren kostendeckenden Preisen. Solche 
Streiks sollten zuerst örtlich, regional, produktbezogen 
organisiert werden. Streikbrechende Importlieferun-
gen müssen blockiert werden. Das alles kann friedlich 
erfolgen. Die Regierung kann nicht einschreiten, wenn 
die Versorgung der Bevölkerung gesichert werden 
kann. Ein weiteres Problem ist die Rolle der Tiergroß-
anlagen, die als Gewerbebetriebe rationell wirtschaf-
ten und kein Interesse an einem Streik haben. Hier 
muss der Hebel angesetzt werden, dass diese Betriebe 
keine EU-Subventionen mehr bekommen. Das ist ein 
politisches Schlachtfeld. Jedenfalls muss erreicht wer-
den, dass die Bauern gegenüber den Handelsketten 
Verhandlungsmacht erhalten. Nur dann können höhere 
Erzeugerpreise vereinbart werden.

Keine Macht den Konzernen – schon gar nicht bei Lebensmitteln
Dr. Kirsten Tackmann & Linda Rehmer

Nicht erst seit den Protesten aus der Landwirtschaft 
in den vergangenen Wochen ist klar, dass die Agrar-
politik in der EU und im Bund die Landwirtschaft in 
eine gefährliche Sackgasse gefahren hat. Ihre politisch 
gewollte und unterstützte strategische Ausrichtung 
auf möglichst billige Waren für den globalisierten Welt-
agrarmarkt hat verheerende Folgen für Mensch und 
Natur. Die Agrarbetriebe zahlen zu oft die Zeche für 
diese falsche Agrarstrategie – sowohl mit niedrigen 
Einkommen als auch als Ziel öffentlicher Kritik, ob 
berechtigt oder unberechtigt. Der Systemfehler ist, 
dass dieses Agrarmodell auf Ausbeutung von Mensch 
und Natur beruht und die Landwirtschaft die Profite 
von internationalen Konzernen in der Lebensmittel-
kette (Saatgut-, Pestizidhersteller, große Molkereien, 
Schlachtkonzerne, Transport, Vermarktung und der 
Lebensmitteleinzelhandel) erarbeitet. Sie mehren 
ihren Reichtum auf unser aller Kosten.

Der Anteil der Agrarbetriebe am Verkaufserlös land-
wirtschaftlicher Produkte ist in den vergangenen zehn 
Jahren gesunken und lag 2018 bei 34 Prozent1. Nur 

1 Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der Bundestags-
fraktion DIE LINKE „Stellung von Landwirtinnen und Landwirten in der 
Wertschöpfungskette“ (19/15354), http://dip21.bundestag.de/dip21/ 
btd/19/153/1915354.pdf.

13,6 Prozent der Wertschöpfung in der Lebensmittel-
kette verbleiben in der Landwirtschaft, der gesamte 
Rest bei Verarbeitung und Vermarktung. Nicht kos-
tendeckende Erzeugerpreise haben soziale Probleme 
in den Erzeugerbetrieben zur Folge. Nach Daten der 
Bundesagentur für Arbeit lag das mittlere Brutto-Ein-
kommen „sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäf-
tigter in Landwirtschaft und Jagd“ zum Jahresende 
2018 bei 2054 € monatlich. Das sind 1250 € (38 Pro-
zent) weniger als im Mittel (3304 €) und das niedrigste 
aller Wirtschaftsabteilungen. Nur in der Gastronomie, 
der Leiharbeit und in privaten Haushalten wurden noch 
niedrigere Löhne gezahlt. Verarbeitungs- und Handels-
konzerne konzentrieren derweil weiter ihre erpresse-
rische Macht gegenüber Lieferbetrieben und füllen 
die Taschen der Eigentümer und Aktionäre – politisch 
unterstützt durch eine konzernfreundliche Agrar- und 
Wirtschaftspolitik.

Die immer wieder gesuchten rechtlichen Ausein-
andersetzungen aufgrund unlauteren Wettbewerbs 
und unfairer Preisbildung sind nur die Spitze eines 
Eisberges, weil sich viele gegen die erpresserische 
Marktmacht kaum wehren können. Das Bundeskar-
tellamt hat in der Vergangenheit verschiedene Verfah-
ren gegen Angebote von Lebensmitteln und anderen 
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Waren unter Einstandspreis geführt. 2007 gab es die 
letzte Entscheidung im Bereich Lebensmittel gegen 
das  EDEKA-Tochterunternehmen Netto Marken-Dis-
count, das im Dezember 2006 und im Januar und 
Februar 2007 verschiedene Milchprodukte unter den 
jeweiligen Einstandspreisen angeboten hatte. Die 
Anwendung dieser Vorschrift war durch die sogenannte 
Rossmann-Entscheidung des Oberlandesgerichts Düs-
seldorf vom 12.  November 2009 erschwert worden, 
die den Handelsunternehmen erheblichen Spielraum 
bei der Umlegung von Vergünstigungen (Werbekosten-
zuschüsse, Boni usw.) auf den Einkaufspreis einzelner 
Produkte gewährte. Hierauf hat der Gesetzgeber mit 
der neunten Novelle des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (9. GWB-Novelle) im Jahr 2017 
reagiert, indem gesetzlich klargestellt wurde, dass der-
artige Vergünstigungen gleichmäßig auf das vom jewei-
ligen Hersteller bezogene Sortiment umzulegen sind, 
soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist 
(§ 20 Absatz 3 Satz 3 GWB). Sogenannte Hochzeits-
rabatte –  also bessere Konditionen gegenüber Liefe-
ranten bei Unternehmenszusammenschlüssen  –  gibt 
es auch nach einer verschärften Regelung im Januar 
2018. Eine Marktmachtkonzentration wird hier also 
belohnt, nicht etwa eingeschränkt. Die Entfristung 
und Konkretisierung des Verkaufsverbots unter dem 
Einstandspreis in der gleichen GWB-Novelle hat des-
halb eher symbolischen Charakter, zumal eine o.  g. 
parlamentarische Anfrage der LINKEN (Drs. 19/15354) 
ergeben hatte, dass nur sehr selten überhaupt Kontrol-
len stattfinden und diese ohne Folge blieben.

Aber nicht nur der Lebensmitteleinzelhandel (LEH) 
sorgt am Beginn der Wertschöpfungskette, nämlich 
bei der landwirtschaftlichen Produktion, für geringste 
Verdienste durch das Einstreichen maximaler Profite. 
Auch Molkerei- und Schlachthofkonzerne tragen zum 
eigenen Wohl dazu bei, dass die Landwirtinnen und 
Landwirte zunehmend unter finanziellen und auch 
moralischen Druck geraten. Allgemein anerkannt 
ist zum Beispiel, dass die laufende Produktion eines 
Liters Milch mindestens 34 Cent kostet, der Bundes-
verbands Deutscher Milchviehhalter (BDM) benennt 
rund 44 Cent. Derzeit erhalten die LandwirtInnen von 
den Molkereien aber nur 34 Cent – damit ist besten-
falls Überleben möglich, aber keine gute Bezahlung, 
gute Arbeits- und Haltungsbedingungen oder mehr 
Schutz von Natur, Klima und biologischer Vielfalt.

Allerdings sitzen Handels- und Verarbeitungs-
konzerne am längeren Hebel. So listen mehrere 
Handelsketten, darunter Real und Netto, derzeit Mil-
ram-Produkte aus, da das Molkereiunternehmen Deut-
sche Milchkontor (DMK) höhere Preise fordert. Die 
genannten Handelsketten des LEH wollen nicht mehr 
zahlen, die Abnahmemenge sinkt, LandwirtInnen, die 

DMK beliefern, bleiben auf ihren Produkten sitzen. Der 
Preiskampf zwischen Molkerei und LEH wird auf dem 
Rücken der Produzierenden ausgetragen.

Ausgelöst durch ein Verwaltungsverfahren gegen 
eine Molkerei hat das Bundeskartellamt im März 2017 
in einem Sachstandspapier zu Lieferbedingungen für 
Rohmilch erneut u. a. lange Kündigungsfristen für die 
MilcherzeugerInnen, hundertprozentige Andienungs-
pflichten und nachträgliche Preisfestsetzung kritisiert. 
Auch die 2012 vom Bundeskartellamt vorgestellte Sek-
toruntersuchung Milch war eindeutig: Handel und Ver-
arbeitung verlagern das gesamte Produktionsrisiko auf 
die Erzeugerbetriebe. DIE LINKE hat das immer wieder 
heftig kritisiert, geändert hat sich leider nichts.

Ein repräsentatives Gutachten zu Modellen der 
Mengenplanung und Mengensteuerung der Molkereien 
in Deutschland, welches 2018 vom BMEL in Auftrag 
gegeben wurde, kam zu folgenden Ergebnissen:

 Immer noch arbeiten 77,2 Prozent der an der Befra-
gung teilgenommenen Molkereien mit langfristigen 
Lieferverträgen.
 In nur 12,3 Prozent der deutschen Molkereien wird 
ein höherer Anteil an VertragslandwirtInnen festge-
stellt, welche mit Festmengen mehr Planungssicher-
heit ermöglichen.

Aufzucht von Tomaten und Paprika im Gewächshaus (Oberfran-

ken).
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 Immer noch arbeiten 84,2 Prozentt der befragten 
Molkereien ohne Festpreissysteme mit festgelegten 
Mengen, welche die Preissicherheit für die Milcher-
zeugerInnen erhöhen und das Preisrisiko verringern 
(Back-to-back-Verträge, Durchschnittsverwertung, 
Börsenpreise).
 Börsenbasierte Angebote sind von weiteren rund 
12,3 Prozent der Molkereien geplant.

Die strukturellen Ursachen der sozialen und ökologi-
schen Probleme in der Landwirtschaft müssen gelöst 
werden. Das schließt für DIE LINKE ein, sowohl die 
Marktübermacht der Konzerne grundsätzlich in Frage 
zu stellen, als auch sie mit allen rechtlichen Möglich-
keiten zu beschränken. Zumindest letzter Aspekt ist 
längst auch in der traditionell konzernfreundlichen 
Politik der EU angekommen. Ergebnis ist die EU-Richt-
linie gegen unlautere Handelspraktiken (UTP-RL). Sie 
wurde vom EU-Ministerrat in seiner Sitzung am 9. April 
2019 gebilligt und soll dem Schutz von kleinen und 
mittleren Unternehmen der Lebensmittelerzeugung 
und -verarbeitung – insbesondere LandwirtInnen – in 
der Lebensmittelversorgungskette gegenüber unlaute-
ren Handelspraktiken von größeren Unternehmen des 
Lebensmittelhandels und der Lebensmittelverarbei-
tung dienen (siehe Antwort zu Frage 13 aus der Kleine 
Anfrage (Drs. 19/15354).

Am 4. Februar 2020 trafen sich Kanzlerin Merkel, 
Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner und Bun-
deswirtschaftsminister Altmaier mit VertreterInnen 
der Ernährungsindustrie und der Landwirtschaft im 
KanzlerInnenamt. Beim sog. Lebensmittelgipfel sollte 
es nach Selbstaussage um faire Preisgestaltung, die 
Wertschätzung von Lebensmitteln, die Proteste von 
LandwirtInnen und die Marktmacht von Aldi, Lidl, Edeka 
und Rewe gehen. Dabei geht es auch um die UTP-RL, 
die noch in diesem Jahr in deutsches Recht umgesetzt 
werden soll. In Umsetzung der UTP-RL will die Bundes-
regierung künftig bestimmte unfaire Handelspraktiken 
verbieten (sogenannte schwarze Liste) oder einen 
freiwilligen Verzicht (graue Liste) erreichen. Verboten 
werden soll beispielsweise die Stornierung eines Ver-
trags über den Kauf von verderblichen Erzeugnissen, 
die so kurzfristig erfolgt, dass eine alternative Ver-
marktungs- oder Verwendungsmöglichkeit praktisch 
ausgeschlossen ist. Das Bundeslandwirtschaftsminis-
terium (BMEL) will zudem eine Meldestelle für unlau-
tere Handelspraktiken und Dumpingpreise beim BMEL 
einrichten. Wann oder in welcher Form und welche 
Konsequenzen dann solche Meldungen haben sollen, 
bleibt allerdings unklar. Einen Schutz von Tippgeben-
den („Wistleblower“) haben übrigens Bundesregierung 
und Koalition bisher immer verweigert, die Union als 
Denunziantenschutz sogar diskreditiert. Im Herbst 
2020 sollen die Ergebnisse aus Gesprächen zwischen 

BMEL und VertreterInnen aus Erzeugung, Handel und 
Konsum ausgewertet werden. Die Beantwortung der 
Frage, ob denn auch über die Korrektur der struk-
turellen Ursachen nachgedacht wird, z.  B. durch ein 
gemeinwohlorientiertes Kartellrecht, ist offen, aber 
angesichts der Konzernfreundlichkeit eher nicht zu 
erwarten, wird aber von der LINKEN weiter gefordert.

Die Herausforderungen für die Landwirtschaft in 
Deutschland sind aber nicht nur national, sondern vor 
allem auch international. Freihandelsabkommen wie 
zwischen der EU und den Mercosur-Staaten sorgen 
zum einen für eine zunehmende Entfernung zwischen 
Produktion, Verarbeitung und Vermarktung mit allen 
ökologischen Folgen und zum anderen für sinkende 
Erzeugerpreise. Durch das Mercosur-Abkommen wer-
den für EU-Exporte die Zölle der Agrar- und Ernährungs-
wirtschaft schrittweise für 93 Prozent der Zolllinien 
abgebaut. Das bedeutet für die EU einen zollfreien bzw. 
erleichterten Import von Rindfleisch, Geflügel, Zucker, 
Malz, Kartoffeln, Wein und Spirituosen, Obst, Schoko-
lade, Käse, Milchpulver und Säuglingsnahrung aus den 
Mercosur-Staaten. Dafür wird durch das Abkommen 
der Zugang von Autos, Autoteilen, Maschinen, Che-
mikalien und Pharmazeutika aus der EU in die Merco-
sur-Staaten erleichtert. Die Profite dieser Konzerne 
werden also wieder mit mehr ökonomischem Druck auf 
die Landwirtschaft erkauft. Insgesamt werden durch 
das Mercosur-Abkommen 91 Prozent der Warenzölle, 
die Mercosur auferlegt, abgeschafft. Die EU spart 
dadurch 4 Mrd. € jedes Jahr – auf Kosten der Landwirt-
schaft. Einheimische Produkte werden durch Produkte 
aus den Mercosur-Staaten verdrängt, dafür macht die 
Fleischindustrie in Südamerika mit Hilfe oder unter 
Duldung der EU ihren Reibach auf Kosten von Mensch 
und Natur vor Ort. Das Mercosur-Abkommen ist damit 
ein soziales und ökologisches Lose-Lose-Ergebnis und 
ein klares Beispiel für die konzernfreundliche Agrar-, 
Wirtschafts- und Handelspolitik.

In Frankreich wird mit dem „Gesetz über ausgewo-
gene Handelsbeziehungen im Agrar- und Lebensmit-
telsektor und gesunde, nachhaltige und zugängliche 
Lebensmittel für alle“ (EGALimG) vom 30. Oktober 
2018 durch regulative Eingriffe in Preisverhandlungen 
das Ziel verfolgt, ein angemessenes Einkommen in 
Erzeugerbetrieben zu sichern. Seit Anfang 2019 sind 
auf dieser Grundlage insgesamt 15 Rechtsakte erlas-
sen worden. Die Sektor- Branchenverbände haben dar-
aufhin Produktionskosten- und Marktpreisindikatoren 
festgelegt, die die künftige Vertragsgestaltung erleich-
tern sollen. Die Stellung von  Erzeugerorganisationen 
in den Preisverhandlungen wurde neu definiert und 
das Verbot des Verkaufs unter Einstandspreis durch 
Anhebung der Schwelle für den Weiterverkauf mit Ver-
lust auf 110 Prozent des Einkaufspreises verschärft. 
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Die Landwirtschaft hat zunehmend mit existen-
ziellen Risiken zu tun, die sie selbst nicht oder nur 
sehr begrenzt beeinflussen kann. Das gilt für die 
wachsenden Risiken infolge Tierseuchen durch die 
globalen Waren- und Personenströme. Oder auch 
für immer wieder mal neu auftretende Erkrankungen 
in Nutztierbeständen, bei denen der Schadensaus-
gleich erst erfolgt, wenn die Ursache abschließend 
geklärt und offiziell anerkannt wird – was länger 
dauern kann. Das gilt aber auch oder zunehmend 
für Extremwetterlagen, die im beginnenden Klima-
wandel immer häufiger auftreten. Nach 2017, in dem 
viele Betriebe von Starkregen und Binnenhochwas-
ser betroffen waren, ging 2018 und 2019 in vielen 
Regionen insbesondere Ostdeutschlands die unter-
dessen schon fast regelmäßig auftretende Früh-
sommertrockenheit mit Spätfrost nahtlos in eine 
Sommerdürre über, wobei die Niederschlagsdefizite 
auch im folgenden Herbst und Winter bisher nicht 
ausgeglichen wurden.

Da viele Betriebe ohnehin betriebswirtschaftlich mit 
dem Rücken an der Wand stehen, ist der finanzielle 
Ausgleich von Bestandserkrankungen oder Missernten 
nicht möglich. Dürrehilfen sind wiederum entweder 
nur ein Tropfen auf den heißen Stein, schwer zugäng-
lich, oder sie werden als Almosen oder Sterbehilfe 
aufgefasst, für die sich die Empfangenden auch noch 
rechtfertigen müssen. Einen Anreiz zu vorbeugenden 
Maßnahmen bieten sie ohnehin nicht.

Gesucht wird also eine Alternative, die weder ein 
Rundum-Sorglos-Paket noch reines Notlagenmanage-
ment ist.

Seit Jahren wird deshalb neben Versicherungslö-
sungen, die mehr den Versicherungskonzepten helfen 
dürften, auch das Konzept einer steuerfreien Risiko-
ausgleichsrücklage diskutiert. Das ist ein einfacher 
Gedanke gefangen in einem Begriff, der vielleicht für 
die Bundesregierung zu kompliziert ist. Jedenfalls will 
sie die mehrfache Aufforderung seitens der Bundes-
länder bisher nicht aufgreifen. 

Die Idee: Durch Steuererleichterung für landwirt-
schaftliche Betriebe Anreiz schaffen, in guten Jahren 
Rücklagen zu bilden, auf die sie in schlechteren Jah-
ren zugreifen können. Zweckgebunden und gleich-
zeitig mit dem Anreiz verbunden, möglichst alles zur 
Risikominimierung zu tun, damit man die Rücklagen 
nicht aufzehrt. DIE LINKE fordert das bereits seit 
über zehn Jahren, und die Debatten werden immer 
dringender.

Unterdessen befinden wir uns längst in einer Rea-
lität mit wachsender Dynamik klimatischer Verände-
rungen, die den Optimismus für kommende gute Jahre 
rar sät. Umso wichtiger wäre es, endlich geeignete 
Instrumente für das Risikomanagement verfügbar zu 
machen. Die Risikoausgleichsrücklage kann ein sol-
cher Baustein sein. Parallel dazu braucht es natürlich 
dringend die Änderung des Systemfehlers, der über-
haupt dazu führt, dass sich das Klima ändert sowie 

Risiko fair teilen

Dr. Kirsten Tackmann & Christian Schneider

Außerdem soll der Kontrolldruck bei der Überwachung 
von Werbeaktionen des Lebensmitteleinzelhandels 
(LEH) erhöht werden. Auch die polnische Regierung 
beabsichtigt, Mindestpreise für bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse festzulegen, mit dem Ziel, die 
Position der landwirtschaftlichen ErzeugerInnen zu 
stärken. Wegen der damit verbundenen Eingriffe in 
die Vertragsgestaltungen äußert die Bundesregierung 
Zweifel an dem französischen Vorgehen. Konkrete Vor-
gaben zur Preisgestaltung wären mit den Grundsätzen 
der Vertrags- und der Preisbildungsfreiheit der Unter-
nehmen laut Bundesregierung nicht vereinbar. Wer die 
Handelsfreiheit über alles stellt, über kostendeckende 
Produktion und gute Arbeitsbedingungen in den Land-
wirtschaftsbetrieben, über die Entwicklung von Regio-
nen und des ländlichen Raums durch Stärkung einer 
kleinteiligen Wertschöpfungskette stellt, der lässt in 
diesem Fall vor allem die LandwirtInnen im Stich.
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Mensch und Natur ausgebeutet werden. Dazu gehört 
die Verschiebung der Machtverhältnisse entlang der 
gesamten Lebensmittelkette von Verarbeitungs- und 
Handelskonzernen hin zu den Agrarbetrieben, damit 
die Erzeugerpreise auch die Kosten für eine nach-
haltige Produktion und ausreichende Risikovorsorge 
decken. [Mehr dazu im Artikel über Marktmacht]

Eine steuerfreie Risikoausgleichsrücklage für 
Agrar- und Gartenbaubetriebe ist eine relativ einfa-
che und für die öffentlichen Haushalte kalkulierbare 
Hilfe zur Selbsthilfe mit geringem bürokratischem 
Aufwand. Die Agrarbetriebe würden damit nicht aus 
der Eigenverantwortung zur Vermeidung der vielfälti-
gen Risiken entlassen, die wir auch betonen müssen, 
gerade im Wandel hin zu einer klimafreundlicheren 
und bodenerhaltenden Landwirtschaft, aber ihnen 
wäre der notwendige Spielraum zu vorsorglichem 
Handeln gegeben. Alljährliche Debatten über Hilfspa-
kete und deren Administration würden mit Ausnahme 
von Großschadenslagen zumindest abgemildert. Und 
die öffentliche Debatte wird mit der sogenannten 
„Bauernmilliarde“, die nicht einmal von den betrof-
fenen Betrieben selbst positiv betrachtet wird, nicht 
einfacher, denn der Rechtfertigungsdruck für den Ein-
satz öffentlicher Gelder steigt für den nationalen und 
europäischen Haushalt.

Die aus dem Entwurf des Koalitionsvertrags hervor-
gehende Beibehaltung der Weltmarktorientierung des 
Agrarsektors hält den Druck auf den Preis agrarwirt-
schaftlicher Produktionsgüter dabei konstant hoch. 
Die dadurch zur Produktion unter minimalem Kosten-
aufwand gedrängten Agrarbetriebe büßen Risikoaus-
gleichskapazitäten sowie die Investitionsmöglichkeit 
zum Umbau für nachhaltigere Bewirtschaftungsme-
thoden ein. Ein Beispiel hierfür sind die drei Milch-
preiskrisen in den vergangenen 15  Jahren, die mit 
Auszahlungspreisen von unter 20 Cent pro Liter Milch-
erzeugerbetriebe aller Größen existenziell gefährdete. 
Die Schäden der Dürre werden über die nächsten Jahre 
für viele Betriebe weiterhin spürbar sein in den Büchern.

Die Agrarministerkonferenzen (AMK) der vergan-
genen Jahre haben stets auf den Bedarf für ein bes-
seres Risikomanagement gepocht, der Bundesrat 
ebenso1. Auch auf der Amtschefkonferenz (ACK) im 
Januar diesen Jahres wurde die Forderung seitens der 
Länder nochmals erneuert: „Die Amtschefinnen und 
Amtschefs der Agrarressorts der Länder stellen mit 

1 Bundesratsdrucksache 438/18 vom 21.9.2018

Bedauern fest, dass der Bund die von den Ländern als 
dringend notwendig erachteten Erleichterungen des 
betrieblichen Risikomanagements bislang nur unzurei-
chend unterstützt.“2 Neben den Ländern setzen sich 
auch die großen Verbände schon lange für die Risiko-
ausgleichsrücklage ein, auch wenn man sich hinsicht-
lich der Ausgestaltung noch nicht einig ist. Sowohl 
Deutscher Bauernverband (DBV) als auch der Zent-
ralverband Gartenbau (ZVG) fordern ein Handeln der 
Bundesregierung in diesem Punkt ein.

Die Bundesregierung ignoriert diese Forderung lei-
der konsequent. Die Dringlichkeit einer Lösung war für 
DIE LINKE Motivation, dem Bundestag einen Antrag 
vorzulegen und auf dessen Grundlage ein Bericht-
erstattergespräch des Bundestagsausschusses für 
Ernährung und Landwirtschaft zu initiieren. Dabei gab 
es breite Einigkeit der meisten ExpertInnen zur Eignung 
des Instruments der Risikoausgleichsrücklage und 
viele Hinweise zur Ausgestaltung. Eigentlich war die 
Frage nach diesem Gespräch nicht mehr ob, sondern 
wie man dieses Instrument ausgestalten soll. Trotzdem 
blieb auch dieser Vorstoß bis heute folgenlos. Bislang 
haben weder Bundesregierung noch Koalition dem 
Bundestag einen Vorschlag dazu vorgelegt. Das Ins-
trument der Gewinnglättung ist nur zeitlich begrenzt 
und viel zu wenig Unterstützung für ein belastbares 
Risikomanagement der Betriebe. Und der Verweis 
auf die Absicherung über Warenterminbörsen kann ja 
angesichts der volatilen, tendenziell zu geringen Preise 
eigentlich nicht ernst gemeint sein.

Im Moment geht die Diskussion tendenziell wieder 
eher zu einer Mehrgefahrenversicherung (mit oder 
ohne öffentliche Förderung), wie es in anderen Nach-
barstaaten der Fall ist. Die staatliche subventionierte 
Unterstützung mit großer Gefahr von Mitnahmeeffek-
ten für nicht gemeinwohlorientierte Versicherungskon-
zerne bewerten wir jedoch kritisch.

Da die inzwischen von vielen Seiten geforderte 
Agrarwende noch auf sich warten lässt, ist der Bedarf 
für bessere, eigenverantwortliche Absicherung in 
einem für die Primärerzeuger zutiefst ausbeutendem 
System extrem hoch. Die Gewinne müssen fairer ver-
teilt werden, hierzu werden wir auch das Kartellrecht 
angehen müssen. Die Risiken müssen aber auch fai-
rer verteilt werden, dafür hilft eine zweckgebundene 
steuerfreie Risikoausgleichsrücklage.

2 https://www.agrarministerkonferenz.de/documents/endgueltiges- 
ergebnisprotokoll-der-ack-vom-16-januar-2020_1580481 443.pdf
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Die Anforderungen an Lebensmittel und deren Pro-
duktionsweise wachsen bedingt durch die zunehmend 
kritischere Kundschaft, wachsende Lebensstandards 
auch außerhalb Westeuropas und der USA sowie 
schwerwiegenden Veränderungen als Folge und 
Anpassung an den grassierenden Klimawandel. Die 
neoliberale Antwort auf jede neue Herausforderung: 
investitionsfähige Innovationen. Ob Christian Lindners 
Experten zur Begegnung des Klimawandels oder eben 
auch im Bereich der Züchtung ganz speziell. In diesem 
Feld ist seit einigen Jahren ein neues heißes Eisen im 
Ofen des Diskurses: die sogenannten „neuen Züch-
tungstechniken“. Mit allen Heilsversprechen, die schon 
bei der klassischen Agrogentechnik bekannt sind. Und 
auch ähnlich ignorant gegenüber Risiken, vielleicht 
sogar noch sorgloser.

Bei der klassischen Agrogentechnik war der Einbau 
von Gensequenzen nicht gezielt an einem gewünsch-
ten Ort im Genom möglich. Außerdem ging es oft um 
artfremde genetische Sequenzen. Mit den sogenann-
ten „neuen Züchtungstechniken“ wie Genome Editing 
oder CRISPR/CAS9 kann dagegen gezielter in die 
DNA eingegriffen und bestimmte Basenpaare können 
verändert, gelöscht oder ausgetauscht werden.1 Das 
wiederum soll suggerieren, dass diese Methoden risi-
kofrei wären, weil man viel genauer wüsste, was man 
tut.

Das derzeit große Interesse aus bestimmten Krei-
sen an diesem Thema hat Gründe. Denn sie findet ihr 
Echo in einer neuen Bioökonomiewelle zur umfang-
reicheren Nutzung von Biorohstoffen, die sich auch 
in Strategievorhaben von Bund und EU wiederfindet. 
Die Strategie konzentriert sich „auf technologische 
Innovationen und die verstärkte Erschließung und 
Nutzung biogener Rohstoffe. So lässt sich das Papier 
auch als Plädoyer für Gentechnik und eine weitere 
Intensivierung der Land- und Forstwirtschaft lesen“, 
so kommentierte eine gemeinsame Pressemitteilung 
deutscher Umwelt- und Entwicklungsorganisationen 
im Januar diesen Jahres die Bioökonomiestrategie der 
Bundesregierung.

Eine besondere Zuspitzung hat die Debatte im Som-
mer 2018 bekommen. Dort entschied der Europäische 
Gerichtshof (EuGH), dass auch die sogenannten neuen 
Züchtungstechniken als Gentechnik zu behandeln 
sind. D. h., sie unterliegen derselben Regulierung und 
damit Einschränkung infolge Risikobewertung wie die 

1 Mehr dazu: https://www.bvl.bund.de/DE/Arbeitsbereiche/06_Gen 
technik/02_Verbraucher/08_FAQ/FAQ_Neue_Zuechtungs techniken/ 
FAQ_Neue%20Zuechtungstechniken_node.html.

klassische Gentechnik. Damit ist zurzeit kein Anbau 
(bis auf Versuchsflächen) in Deutschland und vielen 
weiteren Mitgliedsstaaten erlaubt. Ein wichtiges und 
richtiges Statement aus Luxemburg an Europa. 2

Statt aber dieses Urteil anzuerkennen und umzu-
setzen, äußerten sich sowohl das Bundesministe-
rium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) als 
auch das Forschungsministerium (BMBF) äußerst 
skeptisch gegenüber dieser Entscheidung. Und das 
nahmen Agrarindustrie und Verbündete als Ermunte-
rung, die Änderung des Gentechnikrechts zu fordern, 
nachdem das Urteil ergangen ist. Dies ist nicht nur 
eine politisch gefährliche Herabwürdigung des EuGH, 
sondern auch mit hohem Risiko verbunden, denn 
die behauptete Sicherheit der so genannten neuen 
Züchtungstechniken ist vor allem Marketing, denn 
grundsätzliche Risiken bestehen hier gleich oder ähn-
lich der klassischen Agrogentechnik, neue kommen 
hinzu.

Dass die Freisetzung gentechnisch veränderter (gv), 
vermehrungsfähiger Organismen nicht kontrollierbar 
ist, zeigen immer wieder eindrucksvolle Beispiele. 
Z. B. der weltweite Nachweis des gv Reises LL601, der 
nur in einem kleinen Versuch in Georgia, USA, ange-
baut wurde. Oder das unbeabsichtigte Auftreten von 
gv Kartoffeln in einem Feld mit konventionellen Kar-
toffeln. Oder das Auftreten einer gv Petunie, die viele 
Jahre nicht mehr zugelassen war. Die letzten beiden 
Beispiele sind nur aufgrund phänotypischer Verände-
rungen überhaupt aufgefallen: Die gv Kartoffel hatte 
eine andere Blütenfarbe, und orange Blüten gibt es 
natürlicherweise nicht bei Petunien. Schließlich wur-
den selbst im mexikanischen Ursprungsgebiet von 
Mais gentechnische Veränderungen nachgewiesen, 
obwohl dort nie absichtlich gv Mais angebaut wurde. 
Diese Beispiele zeigen, dass die so oft gepriesene 
Koexistenz von gentechnisch verändertem und kon-
ventionellem oder ökologischem Anbau nicht funk-
tioniert, selbst wenn aufgrund Fehlens einheimischer 
Wildverwandter keine Auskreuzung stattfindet. Selbst 
eine Risikominimierung durch vollständige Trennung 
von Anbau-, Ernte-, Verarbeitungs- und Vermark-
tungswegen und -technik ist störanfällig und mit 
hohen Kosten verbunden, auch volkswirtschaftlichen.

Inzwischen häufen sich aber auch internationale 
wissenschaftliche Studien3, die über bisher unbe-
kannte oder nicht beachtete spezifische Risiken von 

2 https://kirstentackmann.de/eugh-bestaetigt-kritische-position- 
der-linken-zu-so-genannten-neuen-zuechtungsmethoden/

3 htps://www.nature.com/articles/s42003-019-0705-y
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Genome Editing berichten. Zum Beispiel weil Zellrepa-
raturmechanismen ausgelöst werden, durch die sich 
ungewollte Veränderungen manifestieren4.

Leider wurde das Thema im Zuge der „Fridays For 
Future“-Demonstrationen auch von Grünen erneut mit 
der Hoffnung belebt, man könnte menschengemachte 
Probleme des profitmaximierenden, ausbeuterischen 
Systems durch technologische Innovation lösen, ohne 
zum Kern der Problemursachen durchzudringen. Das 
System konsequent zu hinterfragen scheint für viele 
außerhalb der LINKEN unangenehm, man muss sich 
dann vorwagen und radikale Änderungen der Produk-
tionsweisen einfordern. Und natürlich sind das Macht- 
und oft damit verbunden auch Eigentumsfragen, die 
beantwortet werden müssen.

Natürlich bleibt Züchtung ein wichtiges und wirksa-
mes Instrument, was uns seit jeher mehr Versorgungs-
sicherheit mit besseren Lebensmitteln ermöglichte. 
Aber Technologien oder Technik dürfen niemals Selbst-
zweck sein. Deshalb gilt in der EU das Vorsorgeprinzip 
als ranghohes Gut, quasi als Rechtsprinzip mit Verfas-
sungsrang. Dies über Bord zu werfen, ohne absehen 
zu können, was die Implementierung von geneditier-
ten Organismen in komplexen Ökosystemen anstellt 
und wie wir die Verwehungen und Vermischungen mit 
Nicht-GVO-Kulturen regeln, ist unverantwortlich. Dass 
z. B. die FDP dieses Vorsorgeprinzip durch ein angeb-
liches Innovationsprinzip mindestens ergänzen, am 
liebsten sogar ersetzen will, lässt tief blicken.

Aus Sicht der LINKEN benötigen wir hier deutlich 
mehr Grundlagenforschung in sicher abgeschirm-
ten Laborversuchen. Die Versuche der neoliberalen 
Kräfte, nun den von der Industrie erfundenen Begriff 
des Innovationsprinzips als gleichwertig zu installieren, 
sind dreist. Erst in einer öffentlichen Anhörung des 
Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft zur 
Gentechnik im November 2019 wurde dies mit Bezug 
auf die europäische Verfassung von einem Rechtspro-
fessor aus Bonn ausdrücklich betont.

Problematisch sind auch hier, wie über alle Wirt-
schaftsbereiche hinaus, die etablierten Machtstruk- 

4 htps://news.christianacare.org/2019/12/new-tool-for-rapid-analysis- 
of-crispr-reveals-frequent-unintended-dna-changes/

turen. Indem Bayer den amerikanischen Pflanzen-
schutzmittelriesen Monsanto mit einer Rekordüber-
nahme schluckte, konzentriert sich die Macht immer 
weiter. Geschäftsmodelle wie in Südamerika, in denen 
Monsanto durch sein GVO-Saatgut, das sich selbst 
nicht vermehrt und jedes Jahr neu erstanden werden 
muss, eine von ihnen abhängige Landwirtschaft orga-
nisiert hat, zeigen die großen Gefahren und die damit 
einhergehende Verantwortung in diesem Prozess auf. 
Inzwischen haben sich in entsprechenden Ländern 
auch die Beikräuter oder Schädlinge angepasst und 
sind resistent geworden gegen herkömmliche Pflan-
zenschutzmittel, wodurch sich die Spirale weiterdreht. 
Die Erteilung von Biopatenten ist ein weiteres dunkles 
Kapitel, mit dem die Ernährungssouveränität existen-
ziell bedroht wird.

Doch es gibt genug vor der eigenen Haustür zu keh-
ren. Offen bleibt weiterhin die Frage der Umsetzung der 
2015 durch die EU beschlossene Opt-Out-Regelung, 
die es Mitgliedsstaaten ermöglicht, eine zugelassene 
genveränderte Pflanze auf dem eigenen Territorium 
zu verbieten. Allerdings scheiterte bislang jeder Ver-
such einer nationalen Umsetzung und durch die neue 
Sachlage wird dies noch schwerer, aber nicht weniger 
notwendig.

Das Europäische Parlament hat Ende Januar ein glo-
bales Moratorium für die Freisetzung von Gene Drives 
gefordert. Mit Gene Drives lassen sich Gen-Scheren 
wie CRISPR/CAS im Erbgut eines Tieres oder einer 
Pflanze verankern. Dadurch wiederholt sich die gen-
technische Veränderung in der nächsten Generation 
automatisch und kann sich binnen kurzer Zeit in gan-
zen Populationen ausbreiten.5 

Das deutsche Gentechnikgesetz wächst nunmehr 
zur nächsten schwer zu lösenden Aufgabe für politi-
sche Mehrheiten, doch eine Änderung wird unaus-
weichlich sein. DIE LINKE wird weiter dafür kämpfen, 
dass Deutschland seine zu Recht strengen Vorschrif-
ten für den Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen 
und deren Vermarktung aufrechterhält. 

5 htps://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33918/
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Der Kampf um mehr Gleichstellung für Frauen in der 
Landwirtschaft und den ländlichen Räumen stagniert 
in Deutschland seit Jahrzehnten. Die Handlungsde-
fizite gerade in Bezug auf die spezifischen Lebens-
bedingungen von Frauen in den Dörfern und kleinen 
Städten sind bundesweit sehr groß. Deshalb kehren 
vor allem junge Frauen den ländlichen Räumen immer 
noch überdurchschnittlich oft den Rücken zu und wan-
dern – freiwillig oder unfreiwillig – in die städtischen 
Siedlungsräume ab. Fehlende Einkommens- und Aus-
bildungsperspektiven sowie Lücken in der öffentlichen 
Daseinsvorsorge (z.  B. Mobilität, Gesundheitsver-
sorgung, Kinderbetreuung, Kultur) gelten als häufige 
Motivation, abzuwandern. Das hat die kürzlich veröf-
fentlichte Studie „Gleichstellung als Regionalentwick-
lung“ der Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler 
Frauenbüros und Gleichstellungsstellen erneut bestä-
tigt1. Thematisiert hat die LINKE dieses Problem immer 
wieder, getan hat sich leider wenig.

Verstärkt wird dieser Effekt durch Lohndiskriminie-
rung, die nach einer Studie des Nürnberger Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundes-
agentur für Arbeit (Herbst 2009) in ländlichen Räumen 
noch stärker ausfällt als in den Städten. Danach ist das 
Einkommen von Frauen bei gleichwertiger Arbeit um 
mehr als 30 Prozent niedriger als bei Männern.

In den ländlichen Regionen ist die Abwanderung von 
Frauen längst zu einem der Schlüsselfaktoren für die 
Zukunftsfähigkeit der Dörfer und kleinen Städte gewor-
den. Verbessert sich mittel- bis langfristig die soziale 
Infrastruktur nicht, verstärkt sich das Ungleichgewicht 
zwischen den Geschlechtern. Die ländlichen Regionen 
verlieren dadurch weiter an Attraktivität – und sozialen 
Zusammenhalt. Entwicklungspotenziale bleiben unge-
nutzt. Die Politik für die ländlichen Räume muss daher 
endlich den Fokus auf die gezielte Verbesserung der 
Lebensverhältnisse für Frauen legen.

Dabei geht es nicht darum, junge Menschen an 
der Abwanderung zu hindern. Sie sollen natürlich 
unbedingt alle Möglichkeit nutzen, die Welt kennen-
zulernen. Aber sie sollen auch zurückkehren können, 
wenn sie es wollen. Ländliche Räume müssen als 
vielfältige und nachhaltige Wirtschafts- und Lebens-
räume gefördert werden. Dazu müssen sie unbe-
dingt auch auf den Sachverstand und die Kompetenz 
von Frauen setzen. Voraussetzung dafür ist aber 

1 https://www.frauenbeauftragte.org/sites/default/files/uploads/
downloads/12_projektiv_studie_gleichstellunglaendlicheraeume.
pdf.

die soziale und demokratische Teilhabe als Teil der 
Lebens- und Erwerbsperspektiven. Von besonderer 
Bedeutung ist dabei die Qualität von und der Zugang 
zu alltagsrelevanten Infrastrukturen wie öffentlicher 
Personennahverkehr, öffentliche Dienstleistungen, 
Kinderbetreuung, Gesundheitsdienste (insbesondere 
auch Pflegedienste) sowie Bildungs- und Kultureinrich-
tungen.

Auch Selbständigkeit kann ein Weg sein, Zukunfts-
perspektiven vor Ort zu schaffen. Dennoch gründen 
nur halb so viele Frauen ein Unternehmen wie Männer. 
Zudem ist die Selbständigkeit bis heute ein eher städ-
tisches Phänomen. Nur 20 Prozent der Gründerinnen 
leben in ländlichen Regionen. Die deutlich schlechte-
ren Rahmenbedingungen auf dem Land wie zum Bei-
spiel der fehlende Breitbandausbau, ungenügende 
Mobilitätsangebote oder Betreuungsmöglichkeiten für 
Kinder und Senioren sowie Beratungsangebote sind 
ein Grund für die deutlichen Unterschiede in der Grün-
dung. Hinzu kommen gerade in diesem Bereich oft pre-
käre Arbeitsbedingungen.

In der Landwirtschaft zeigt sich ein noch proble-
matischeres Bild. Gerade mal zehn Prozent der Agrar-
betriebe werden von Frauen geleitet. Damit bleibt 
der Anteil von Frauen als Betriebsleitung in landwirt-
schaftlichen Betrieben seit Jahren auf dem niedrigen 
Niveau und ist weit unter dem Durchschnitt der EU, 
die mit 28  Prozent Betriebsleiterinnen auch nicht 
gerade geschlechtergerecht glänzt2. Ein Blick auf 
unsere Nachbarinnen im Baltikum – hier Lettland und 
Litauen – zeigt wie es anders laufen kann, wenn der 
politische Wille vorhanden ist. Fast 45  Prozent der 
Agrarbetriebe laufen dort unter weiblicher Führung. 
Dies im Übrigen seit Jahrzehnten, Tendenz sogar leicht 
steigend (43 % im Jahr 2007). Frauen sind stattdessen 
hierzulande oft mitarbeitende Familienangehörige in 
landwirtschaftlichen Familienbetrieben (40 %) ohne ein 
vertragliches Beschäftigungsverhältnis, ohne festes 
Gehalt und damit sozial ungesichert. Die Arbeitskraft 
der Frauen (und häufig auch der Kinder) sind teilweise 
Voraussetzung dafür, dass die Familienbetriebe über-
haupt finanziell über die Runden kommen. Bei Kon-
flikten in der Familie mit einer möglichen Trennung 
als Konsequenz stehen Frauen dann schlechter da 
als der Ehemann oder Partner, vor allem wenn kein 
umfassender Ehevertrag geschlossen wurde und die 

2 https://www.agrarheute.com/management/betriebsfuehrung/eu- 
vergleich-deutschland-hat-wenig-betriebsleiterinnen-550934?utm 
_source=dlvr.it&utm_medium=twitter.

Echte Gleichstellung von Frauen in der Landwirtschaft 
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Frau nicht als Betriebsmitinhaberin eingetragen ist. 
Extremfälle, die jedoch keine Seltenheit sind. Zudem 
sind Frauen in Familienbetrieben häufig in angrenzen-
den Betriebszweigen beschäftigt, wie zum Beispiel der 
Direktvermarktung, Bauerhofgastronomie und Urlaub 
auf dem Bauernhof mit Unterkunft und Verpflegung. 
Diese wurden jedoch bis vor kurzem nicht einmal in 
der Agrarstatistik erfasst. Der Beitrag der Frauen in 
Familienbetrieben blieb im Verborgenen und ohne 
Bewertung. Ob die Änderung des Agrarstatistikge-
setzes mehr Klarheit schafft, bleibt abzuwarten, denn 
weiterhin wird nicht erfasst, wie viele Frauen in diesen 
angrenzenden Betriebszweigen überhaupt beschäf-
tigt sind. Die Schließung dieser Lücke hat die LINKE 
beantragt. Leider bisher ohne Erfolg, aber wir bleiben 
weiter dran.

Trotz der vielen Studien und Statistiken bleibt das 
Thema Gleichstellung in der Agrarpolitik auch weiter-
hin unter dem politischen Radar. Das hat auch die Ant-
wort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE noch mal verdeutlicht. Darin spricht 
die Bundesregierung selbst von fehlenden Kenntnis-
sen über die Lebens- und Einkommenssituation von 
Frauen3. Allerdings ohne Problembewusstsein und Wil-
len zur Änderung. Doch die Fakten sprechen für sich 
und werden 2020 am 17. März beim Equal Pay Day wie-
der öffentlich. Denn Frauen in Deutschland bekommen 
im Durchschnitt immer noch rund 21 Prozent weniger 
als ihre Kollegen für die gleiche Arbeit. Auf dem Land 
ist die Lohnlücke noch größer. Wir haben es demnach 
nicht mit einem Erkenntnisproblem sondern mit einem 
Umsetzungsproblem zu tun.

3 Drucksache 19/11276 (https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/112/ 
1911276.pdf).

Auch die Gemeinsame Agrar-Förderpolitik der EU 
(GAP) muss sich strukturell ändern. Denn nach wie 
vor ist die europäische Agrarförderung von Männern 
für Männer gemacht. Frauen profitieren nur in gerin-
gem Maße von den Geldern aus Brüssel. Gebraucht 
werden geschlechterspezifische Förderungen und der 
direkte Zugang der Frauen zu den Fördertöpfen, die 
sie wirtschaftlich ermächtigen und die soziale Teilhabe 
sichern. Das setzt auch eine bessere Einbeziehung 
von Frauen in Entscheidungsgremien voraus, eine 
geschlechtergerechte Programmplanung und -umset-
zung – und die Evaluierung der erzielten Ergebnisse in 
Sachen Teilhabe und Gleichstellung. Vor allem junge 
Frauen müssen bei der Übernahme eines landwirt-
schaftlichen Betriebs gefördert werden und brauchen 
Zugang zu Agrarflächen und Krediten. Auch das Bera-
tungsangebot für Frauen in den ländlichen Regionen 
muss deutlich besser werden. Immer noch orientieren 
sich die meistens Beratungsangebote an die Lebens- 
und Erwerbsbiografie von Männern.

Nicht zuletzt braucht es generell eine am Gemein-
wohl orientierte Politik und öffentliche Daseinsvorsorge 
die funktionierende alltagsrelevante Infrastrukturen 
bereitstellt. Dazu gehört auch die frauenspezifische 
gesundheitliche Versorgung wie zum Beispiel Hebam-
men, FrauenärztInnen, Versorgungen im Falle eines 
Schwangerschaftsabbruchs, Versorgung von jungen 
Müttern und Familien sowie Geburtsstationen in länd-
lichen Kliniken.

Somit bleibt die Forderung der LINKEN nach 
Geschlechtergerechtigkeit in der Landwirtschaft und 
den ländlichen Räumen hoch aktuell.
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Die Broschüre „Zukunftsgerechte Landwirtschaft 
in Deutschland“ wurde in der Broschürenreihe „Bei-
träge Zur Umweltpolitik“ der Ökologischen Plattform 
2011 herausgegeben. Die Autoren waren der ehema-
lige LPG-Vorsitzende und Diplomlandwirt Prof. Dr. agr.- 
habil. Dr.-Ing. Götz Brandt, die Landtagsabgeordnete 
und Agrarpolitische Sprecherin der Linksfraktion im 
Thüringer Landtag Dr. agr. Johanna Scheringer-Wright 
und der Umweltexperte Dr. Detlef Bimboes. Dieses 
Heft befindet sich derzeit in der Überarbeitung und 
wird 2020 neu aufgelegt. An den Themen und Proble-
men hat sich in der Zwischenzeit wenig geändert, weil 
die Bundesregierung an ihrem Kurs der industriellen 
Landwirtschaft festgehalten hat und die Probleme 
noch deutlicher, die Landwirtschaft noch umwelt-
schädlicher, die Ernährung noch ungesünder geworden 
ist und die linken Lösungsvorschläge im „Vorschlag für 
ein langfristiges politisches Leitbild der LINKEN auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft“ also nach wie vor 
aktuell sind.

1. Neues Leitbild 

Für eine Landwirtschaft und Ernährung, die die Versor-
gung sichert statt maximale Profite der Konzerne, mit 
der Landwirtinnen und Landwirten von ihrer Arbeit gut 
leben und gute Ernährung für alle bezahlbar ist. 

2. Die Ländlichen Räume stärken 

Für einen Wechsel zu einem kooperativen Wirtschafts-
system mit regionaler Produktion, Verarbeitung und 
Vermarktung sowie Sicherung des Zugangs zum Boden 
für ortsansässige Agrarbetriebe. Der Verkauf landwirt-
schaftlicher Nutzflächen an nicht-landwirtschaftliche 
Investoren muss verhindert werden. Land- und forst-
wirtschaftliche Flächen müssen in öffentlichem Besitz 
erhalten bleiben und die verbliebenen BVVG-Flächen 
in Länderhand übergeben werden. Öffentliche land- 
und forstwirtschaftliche Nutzflächen sind unter sozi-
al-ökologischen Auflagen langfristig an ortsansässige 
Agrar- und Forstbetriebe zu verpachten. In Zusammen-
arbeit mit den Ländern sind Strategien zu erarbeiten, 

wie landwirtschaftliche Nutzflächen zunehmend in die 
öffentliche Hand als „neue Allmende“ überführt wer-
den können. 

3. Sozialökologische Ausrichtung der agrarischen 
Produktion 

Diejenigen werden belohnt und unterstützt, die 
Umweltmaßnahmen umsetzen und gute Arbeit ver-
richten und anbieten. Eine Umstellung der EU-Agrar-
subventionen auf eine sozialökologische Förderpolitik, 
eine flächengebundene Tierhaltung und umgerechnet 
maximal 1,5 Großvieheinheiten pro Hektar auf Land-
kreisebene bis 2030.
 
4. Eine klimafreundliche Ernährung für alle 

Für eine Ernährungspolitik, die durch positive Anreize 
die Reduktion des Fleischkonsums um 25 Prozent 
und durch verbindliche Zielmarken auf allen Ebenen 
der Lieferkette die Halbierung der Lebensmittelver-
schwendung bis 2030 erreicht.

Auszug aus dem �Aktionsplan Klimagerechtigkeit� der Linksfraktion im Bundestag, beschlossen am 28.1.2020

ERNÄHRUNG UND LANDWIRTSCHAFT: (Kapitel 4.5.)

Vom Weltmarkt zum Wochenmarkt
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Titel Hermann Franz, Mai 2020
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Weil die Regierungen die Forderungen der Anhänger 
der Bewegung „Fridays for Future“ nicht erfüllen, haben 
sie in Anlehnung an den Begriff „Climate Change“ die 
Forderung nach „Regime Change“ erhoben. Sie fordern 
einen Wechsel der Regierungen: also für Deutschland 
„Merkel weg“. Damit sind sie deckungsgleich mit einer 
Forderung der AfD. Ist aber nicht ihre Absicht.

Der Begriff „Regime Change“ war in der Vergangen-
heit und Gegenwart stets verbunden mit Aktivitäten 
der CIA zur Auswechslung missliebiger Regierungen. 
Das Sadat-Regime und das Gaddafi-Regime wurden 
zum Beispiel „ausgewechselt“. Solche Regime Chan-
ges fanden 1973 in Chile, 1999 in Jugoslawien, 2001 
in Afghanistan, 2003 im Irak, 2011 in Libyen und 2013 
in Ägypten statt, in Syrien und Iran befinden wir uns 
im Versuchsstadium. Der Begriff Regime ist negativ 

besetzt. Mit ihm verbindet sich die Vorstellung von 
einem autoritären Regime, das gegen ein „demokrati-
sches“ ausgewechselt werden muss.

Das Auswechseln einer Regierung führt im Kapita-
lismus nicht zum Stopp der Erderhitzung. Eine andere 
kapitalhörige Regierung macht weiter wie bisher. 
Tucholsky soll einmal über Parlamentarier gesagt 
haben: „Sie dachten, sie seien an der Macht, dabei 
waren sie nur an der Regierung.“ Auch einige linke 
Führungskräfte wollen mitregieren. Die Forderung 
nach „Regime Change“ juckt die Kapitalisten nicht. 
Wir Linken müssen eine andere Forderung aufmachen: 
„Economic Change“ – Wirtschaftswechsel. Weg von 
der kapitalistischen Wirtschaft als Ursache für die 
Erderhitzung. Das wäre eine linke Losung!

Die Folgen eines zu hohen Fleischkonsums sind inzwi-
schen allgemein bekannt. Wer sich gesund ernähren 
will, der muss auf vieles verzichten: kein tierisches 
Eiweiß, kein Alkohol, kein Bohnenkaffee, wenig Süßes. 
Das ist aber, was gut schmeckt und Spaß macht. Habe 
mich aber zu keiner Zeit streng an diese Vorschriften 
gehalten, aber Fleisch esse ich nicht mehr.

In der Tarantel Nr. 85 hat Shabi Alonso geschrie-
ben, dass er und seine Frau Akademiker sind, aber 
der Rechercheaufwand für eine vegane und trotzdem 
gesunde Ernährung ihnen zeitweise über den Kopf 
stieg. Nicht alle Menschen sind bereit, einen hohen 

Rechercheaufwand zu betreiben, und daher empfehle 
ich das Buch von Eckard Fisseler zu lesen: „Arthrose. 
Der Weg zur Selbstheilung“. Der Titel ist irreführend. 
Eigentlich ist es ein Buch über richtige Ernährung. 
Vegane Ernährung ist aber nichts für Schwangere, Kin-
der und Jugendliche, die noch wachsen. Die Evolution 
hat uns Menschen zu Allesfressern gemacht, sonst 
hätten wir einen längeren Darm. Wer den Fleischver-
zehr nicht aufgeben will, dem sollte man mit dem Argu-
ment kommen, dass man ja in sein Auto auch nicht 
den falschen Treibstoff einfüllt.

Leserbrief von Götz Brandt

Regime Change oder Economic Change

Leserbrief von Anne-Kathrein Petereit

Fleischkonsum senken – gesund ernähren
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